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Wir wünschen allen SoVD-Mitgliedern Wir wünschen allen SoVD-Mitgliedern 
und allen Freundinnen und Freunden und allen Freundinnen und Freunden 

unseres Verbandes ein frohes Osterfest!unseres Verbandes ein frohes Osterfest!

SoVD-Vorstand,SoVD-Vorstand,
Verbandsrat undVerbandsrat und
BundeskonferenzBundeskonferenz

Bei gesetzlich krankenversicherten Menschen wächst die Unzufriedenheit. Zu lange warten viele von ihnen etwa auf einen Praxistermin.
Foto: Mediaphotos / Adobe Stock

Mehr zahlen, weniger bekommen – Menschen haben kaum noch Vertrauen ins System

Bleibt Gesundheit bezahlbar?
Während die Koalition noch 

über eine Reform der gesetz-
lichen Krankenversicherung 
(GKV) streitet, beleuchtet eine 
aktuelle Umfrage das Ausmaß 
der Misere: Über 90 Prozent 
der Menschen in Deutschland 
machen sich Sorgen, inwieweit 
Gesundheit künftig überhaupt 
noch bezahlbar ist. Zuletzt ge-
stiegene Zusatzbeiträge und 
die politische Diskussion über 
Leistungskürzungen in der GKV 
befeuern diese Verunsicherung 
zusätzlich.

Deutschlands Gesundheits-
system verliert in der Bevölke-
rung zusehends an Ansehen. 
Zu diesem Ergebnis kommt 
die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft PwC in einer repräsen-
tativen Studie. Diese stellt den 
Reformbemühungen der Politik 
ein vernichtendes Zeugnis aus. 
Demzufolge sind es in erster  
Linie steigende Kosten, fehlende 
Fachkräfte und lange Wartezei-
ten auf Termine, die zu einem 
Vertrauensverlust der Menschen 
beigetragen haben.

Dass und vor allem wo sich 
etwas ändern muss, zeigt auch 
eine Forsa-Umfrage im Auftrag 
der Techniker Krankenkasse (TK). 
In dieser forderte eine Mehrheit 
einen schnelleren Zugang zu 
medizinischer Versorgung sowie 
stabile Krankenkassenbeiträge.

 
Kommission soll Lücke von
25 Milliarden Euro schließen 

Der letzte Punkt treibt auch 
Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken (CDU) verstärkt 
um. Mehrfach bekräftigte sie, 

weitere Beitragsanstiege für 
gesetzlich Krankenversicherte 
verhindern zu wollen. Ihr Ver-
trauen setzte Warken in eine zu 
diesem Zweck eingesetzte Ex-
pertenkommission. Diese hatte 
den Auftrag, Vorschläge für eine 
finanzielle Stabilisierung der 
gesetzlichen Krankenkassen 
vorzulegen. Nach Aussagen der 
Ministerin ging es dabei um not-
wendige Einsparungen in Höhe 
von rund 25 Milliarden Euro – 
wahrlich kein Pappenstiel.

Fotos: Volodymyr, David Kreuzberg / Adobe Stock
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Ein mitgliederstarker Ver-
band wie unser SoVD lebt von 
Stabilität und gleichzeitig von 
Bewegung. Weit über 100 Jah-
re schon verbinden wir Traditi-
on und Moderne im Einsatz für 
soziale Gerechtigkeit. 

Wir kämpfen nicht nur auf 
politischer Ebene für eine 
gerechte Sozial- und Gesell-
schaftspolitik, sondern ermög-
lichen unseren Mitgliedern mit 
der Sozial- und Rechtsberatung 
im SoVD auch ganz praktische 

Mitgliederbefragung ab Mai – nehmen Sie teil!
Unterstützung, ob gegenüber Ver-
waltungen und Behörden oder 
vor den Gerichten. 

Mehr als 635.000 Mitglieder 
gehören unserer Gemeinschaft 
an. In unseren rund 1.200 Kreis- 
und Ortsverbänden bilden wir 
eine starke, generationenüber-
greifende Gemeinschaft – getra-
gen vom Einsatz vieler ehrenamt-
lich engagierter Mitglieder. 

Über unsere Kooperationen 
bieten wir Mitgliedern weitere 
Vorteile; etwa einen umfassen-

den Vorsorgeschutz durch die 
ERGO-Versicherungsgruppe zu 
vergünstigten Konditionen. 

Damit der SoVD nah an den 
Bedürfnissen seiner Mitglieder 
bleibt, möchten wir unseren Ver-
band gezielt weiterentwickeln.  
Und wir möchten dort nachschär-
fen, wo neue Anforderungen ent-
stehen. Hierfür ist uns Ihre Mei-
nung wichtig: Was läuft aus Ihrer 
Sicht gut? Welche Angebote und 
Themen wünschen Sie sich für 
die Zukunft? 

Bald starten wir deshalb über 
unterschiedliche Kanäle eine 
Mitgliederbefragung. Los geht es 
im Mai! 

Schon jetzt können wir Ihnen 
sagen, dass Sie verschiedene 
Möglichkeiten haben werden, 
an der Befragung teilzunehmen: 
Sei es über einen Teilnahme-
link in einem Mitgliedermailing 
oder über einen QR-Code in der 
Mai-Ausgabe der SoVD-Zeitung 
(Printversion) bzw. Befragungs-
link im E-Paper. 

Alle erforderlichen Informa-
tionen erhalten Sie rechtzeitig. 
Näheres gibt es in Kürze auch 
auf der Webseite des Bundes-
verbandes sowie auf den Seiten 
der Landesverbände. 

Auf der BV-Startseite wird 
dann ein Button „Jetzt mitma-
chen“ platziert sein, der Sie zu 
weiteren Detailinformationen 
und auch zur Befragung führt. 

Diese ist komplett anonym 
und dauert ungefähr zehn Mi-
nuten. 

Bleibt Gesundheit künftig noch bezahlbar?
Mehr zahlen, weniger bekommen – Menschen haben kaum noch Vertrauen ins System

Fortsetzung von Seite 1
Einen ersten Zwischenbericht 

legte diese Finanzkommissi-
on am 30. März vor (da befand 
sich die SoVD-Zeitung bereits im 
Druck). Details zu einem mögli-
chen Sparpaket sickerten jedoch 
bereits im Vorfeld durch. Dem-
nach trägt sich die Bundesre-
gierung mit dem Gedanken, die 
beitragsfreie Mitversicherung 
von Ehepartner*innen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung 

abzuschaffen. Betroffene müss-
ten dann mindestens 225 Euro 
monatlich zahlen. 

SoVD bekennt sich klar
zu Solidargemeinschaft 

Mit Unverständnis reagier-
te der SoVD auf ein mögliches 
Ende der Familienversicherung. 
Diese ist aus Sicht der Vor-
standsvorsitzenden Michaela 
Engelmeier zentral für das Soli-
darprinzip der GKV. Engelmeier 

warnte: „Wer die Mitversiche-
rung abschafft, riskiert sozia-
le Härten und trifft besonders 
Einverdiener-Haushalte.“

Kritisch äußerte sich gegen-
über der SoVD-Zeitung auch 
der GKV-Spitzenverband, der 
die gesetzlichen Kranken- und 
Pflegekassen in Deutschland 
vertritt. Dessen Vorstandsvor-
sitzender Oliver Blatt sagte, die 
zunehmende Belastung der Ver-
sicherten gefährde letztlich den 
sozialen Frieden in der Gesell-
schaft. Blatt forderte, vor allem 
die steigenden Ausgaben in den 
Griff zu bekommen.

Gesundheitssystem trotz 
Mehrkosten mit Mängeln

Eines wird im Rahmen 
der aktuellen Debatte lei-
der oft vergessen: Ursache 
für die finanzielle Schieflage 
im Gesundheitswesen sind 
nicht die hohen Ansprüche 
der Versicherten. Seit Jah-
ren zahlen sie immer höhere 
Beiträge, ohne dass sich da-
durch etwas für sie verbes-

sert. Dennoch schiebt die Politik 
ihnen den „schwarzen Peter“ zu 
und droht mit weiteren Gebüh-
ren oder der Einschränkung von 
Leistungen. Das vermittelt nicht 
den Eindruck, dass das System 
gut funktioniert. Und vor allem 
schafft es kein Vertrauen.

Koalition lässt die 
GKV-Versicherten im Stich

Es sind auch nicht die Be-
schäftigten, die sich über die 
Möglichkeit der telefonischen 
Krankschreibung vor der Arbeit 
drücken. Vielmehr ist es die 
Bundesregierung, die notwen-
digen Entscheidungen aus dem 
Weg geht, indem sie diese ver-

zögert und die eigene Verant-
wortung in Kommissionen und 
Arbeitsgruppen verlagert. Und 
während dadurch wertvolle 
Zeit verloren geht, haften wei-
terhin die GKV-Versicherten für 
eine jahrelange gesundheits-
politische Misswirtschaft.

Für den SoVD steht daher der 
sinnvolle Einsatz vorhandener 
Ressourcen an erster Stelle. 
Die Streichung von Leistungen 
ist für Michaela Engelmeier in 
jedem Fall der falsche Weg. Sie 
warnte die rot-schwarze Koali-
tion: „Wer den Sozialstaat ka-
puttspart, gefährdet den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt.“

� Joachim Schöne

Dass in der genannten Befragung 
91 Prozent der Menschen befürch-
ten, Gesundheit könnte nicht mehr 
bezahlbar sein, sehe ich als sehr 
deutliches Warnsignal. Es zeigt, 
dass eine große Verunsicherung im 
Hinblick auf die Stabilität des deut-
schen Gesundheitssystems besteht. 
Sicherlich waren die Debatten und 
Maßnahmen der jüngsten Zeit, zum 
Beispiel um eine Praxisgebühr oder 
die Herausnahme von Zahnersatz 
aus dem Leistungskatalog der ge-
setzlichen Krankenkassen, hierfür 
nicht zuträglich.

Patientinnen und Patienten sind bei ihrer gesundheitlichen 
Versorgung tagtäglich mit großen Herausforderungen konfron-
tiert. Unser Gesundheitssystem braucht Veränderung – und zwar 
jetzt. Das System darf nicht kränker sein als der Patient. Patien-
tinnen und Patienten müssen sich auf das Gesundheitswesen 
verlassen und jederzeit eine adäquate Versorgung erhalten kön-
nen. Der Zugang muss für alle Menschen jederzeit und unabhän-
gig vom Geldbeutel möglich sein.

Dazu braucht es umfassende Strukturreformen. Es ist Aufgabe der 
Politik, diese zeitnah umzusetzen. Bei alledem darf allerdings nicht 
vergessen werden, wofür das Gesundheitssystem existiert – für die 
Patientinnen und Patienten, die wir alle früher oder später sind.

Stefan Schwartze,
Beauftragter der Bundesregierung für die  

Belange der Patientinnen und Patienten

Stefan Schwartze
Foto: Steffen Kugler

Auch wir nehmen wahr, dass die 
steigenden Beitragssätze die Bei-
tragszahlenden zunehmend finan-
ziell belasten – und das ist für die 
solidarische Krankenversicherung 
nicht hinnehmbar und zunehmend 
eine Gefahr für den sozialen Frie-
den in unserem Land. Wir werden 
deshalb nicht müde, an die Politik 
zu appellieren, entschlossen die 
notwendigen strukturellen Refor-
men im Gesundheitswesen anzu-
gehen, um die drastischen Ausga-
bensteigerungen in den Griff zu 
bekommen. Es ist genug Geld im System, um alle Versicherten 
gut zu versorgen, wir müssen dieses Geld aber besser einsetzen. 
Ob Krankenhäuser, ambulante Versorgung oder Arzneimittel – 
für alle großen Ausgabenblöcke brauchen wir daher nachhaltige 
Struktur- und Sparmaßnahmen der Bundesregierung. Nur wenn 
die Bundesregierung jetzt die Kraft und den Mut aufbringt, sol-
che Strukturreformen konsequent umzusetzen, verhindern wir, 
dass die Versicherten und deren Arbeitgebende immer höhere 
Krankenkassenbeiträge zahlen müssen.

Oliver Blatt, 
Vorstandsvorsitzender des GKV-Spitzenverbandes

Oliver Blatt
Foto: GKV-SV

Foto: fischer-cg.de / Adobe Stock
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__Die Demokratie in unserem 
Land ist zunehmend unter Druck. 
Welche Rolle haben vor diesem 
Hintergrund die sozialen Siche-
rungssysteme? 

Das Vertrauen der Menschen in 
die Handlungsfähigkeit der De-
mokratie ist unerlässlich. Dieses 
Vertrauen erhalten wir nur, wenn 
wir die Probleme wie fehlendes 
Wirtschaftswachstum oder (sozia-
le) Sicherheit effektiv lösen. Ich bin 
davon überzeugt, dass unsere sozi-
alen Sicherungssysteme die soziale 
Gerechtigkeit und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in besonde-
rem Maße fördern und damit unse-
re Demokratie stabilisieren. 

Dieses System ist durch den de-
mografischen Wandel und durch 
steigende Sozialversicherungsbei-
träge großen Belastungen ausge-
setzt. Das beste Mittel dagegen 
sind Wirtschaftswachstum und ein 
hohes Beschäftigungsniveau. Die 
Wirtschaft wieder in Schwung zu 
bringen, ist deshalb oberste Priori-
tät der Bundesregierung.

Um unsere sozialen Sicherungs-
systeme zukunftsfest zu machen, 
müssen wir sie grundlegend refor-
mieren. Die Reformen, die wir im 
Koalitionsvertrag vereinbart haben, 
gehen wir daher entschlossen an. 
Unser Ziel ist es, die Sicherungssys-
teme stabil und leistungsfähig zu 
halten: Der Sozialstaat muss auch 
in Zukunft verlässlich Lebensrisiken 

absichern und denjenigen zur Ver-
fügung stehen, die ihn brauchen.

__Die Sozialstaatskommission 
hat Vorschläge vorgelegt, wie die 
Sozialverwaltung effizienter und 
bürgerfreundlicher werden kann. 
Mit welchen konkreten Maßnah-
men ist zu rechnen?

Wir werden den Sozialstaat um-
fassend und ambitioniert reformie-
ren und ihn bürokratieärmer und 
bürgerfreundlicher ausgestalten. 

Zentrale existenzsichernde Leis-
tungen sollen künftig gebündelt 
aus einer Hand gewährt werden 
– dafür werden sowohl vor Ort als 
auch digital zentrale Anlaufstellen 
geschaffen. So wird beispielsweise 
das Kindergeld künftig ohne Antrag 
ausgezahlt. Auch die Regelungen 
zur Anrechnung von Erwerbsein-
kommen nehmen wir in den Blick 
und passen sie so an, dass sich Be-
schäftigung neben dem Bezug von 
Sozialleistungen stärker lohnt.

__In der Kranken- und Pflegever-
sicherung klaffen große Finan-
zierungslöcher. Müssen sich die 
Menschen auf Leistungskürzun-
gen einstellen?

Die Bundesregierung hat für die 
gesetzliche Krankenversicherung 
eine Finanzkommission Gesund-
heit eingesetzt. Diese wird dem-
nächst kurzfristige Maßnahmen 
vorlegen, um die Beitragssätze 

2027 zu stabilisieren. Bis Ende des 
Jahres erarbeitet die Kommission 
dann Vorschläge für Strukturrefor-
men im Gesundheitswesen. Dabei 
werden alle Bereiche einbezogen 
– Ziel ist es, eine weiterhin sehr 
gute Versorgung kostengünstiger 
bereitzustellen. 

Für die soziale Pflegeversiche-
rung hat eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe Vorschläge erarbeitet, 
die wir derzeit innerhalb der Bun-
desregierung und mit den Ländern 
besprechen. Anschließend werden 
daraus geeignete Reformmaß-
nahmen abgeleitet. Ziel ist es, das 
sogenannte Teilleistungssystem 
beizubehalten und die finanziellen 
Mittel zielgerichteter einzusetzen. 
Selbstverständlich werden wir da-
bei verantwortlich handeln.

__Angesichts ihrer finanziellen 
Lage fordern die Kommunen, 
auch bei der Eingliederungshilfe 
zu sparen. Viele Menschen mit 
Behinderungen befürchten nun 
Einschnitte. Wie blickt die Bun-
desregierung auf diese Debatte?

Die Bundesregierung setzt sich 
für eine inklusive Gesellschaft im 
Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention ein. Im Februar haben 
wir die Reform des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes beschlos-
sen. Dadurch werden erstmals 
auch Cafés, Arztpraxen oder Läden 
verpflichtet, Menschen mit Behin-

derungen die gleichberechtigte 
Teilhabe mit zumutbaren Mitteln 
zu ermöglichen. 

Auch mit der Eingliederungshil-
fe verfügen wir über ein wichtiges 
Unterstützungssystem. Allerdings 
sind die Ausgaben dafür in den 
vergangenen Jahren stark gestie-
gen – zuletzt auf mehr als 28 Milli-
arden Euro. Diese Ausgaben werden 
von den Kommunen getragen. Wir 
müssen gemeinsam dafür sorgen, 
dass die Eingliederungshilfe auch 
in Zukunft bezahlbar bleibt – durch 
effizientere, unbürokratischere Ab-
läufe und bessere Planung. Das 
liegt auch im Interesse derer, die auf 
diese Leistungen angewiesen sind.

__Stichwort demografischer 
Wandel: Sie plädieren dafür, das 
Renteneintrittsalter stärker an 
die Dauer der Beitrittszahlungs-
dauer anzupassen ...
  Das kann ein erwägenswerter 
Vorschlag sein. Die Frage ist, ob das 
Renteneintrittsalter die einzig rich-
tige Bemessungsgröße für die Ren-
tenhöhe ist, oder ob man sich nicht 
stärker an der Zahl der Arbeitsjahre 
orientieren sollte. Es können nicht 
alle gleich lang arbeiten. Hier will 
ich der Alterssicherungskommis-
sion nicht vorgreifen. Wichtig ist, 
dass wir eine Reform aus einem 
Guss machen. 

__Im SoVD, dessen Gründer von 

In politischen Debatten warnte Kanzleramtsminister Thorsten Frei immer wieder vor einem Ausfall des „Reformjahres 2026“. Dabei betonte 
er die Notwendigkeit, strukturelle Transformationen zu schaffen. Im Interview sprach Frei über Vorhaben und Ziele der Bundesregierung. 

Thorsten Frei

„Werden Sozialstaat bürokratieärmer gestalten“ 
Thorsten Frei: Soziale Sicherungssysteme fördern gesellschaftlichen Zusammenhalt und stabilisieren die Demokratie

Nazis im Konzentrationslager 
umgebracht wurde, besorgen 
uns die verbalen und juristischen 
Angriffe autoritärer Kräfte auf die 
Organisationen der Zivilgesell-
schaft. Wie können wir die Zivil-
gesellschaft und NGOs schützen?

Glücklicherweise leben wir in 
einer wehrhaften und selbstbe-
wussten Demokratie. Dank unseres 
Rechtsstaates gibt es keinen Grund, 
vor Anfeindungen zurückzuwei-
chen. Gleichwohl müssen wir ex-
tremistische Kräfte genau im Blick 
behalten, die die Sorgen der Men-
schen ausnutzen wollen, um unsere 
Demokratie zu untergraben. 

Wir können zur Genüge beob-
achten, dass die vermeintlichen 
Rezepte der Extremisten keine Lö-
sungen bieten, sondern unserem 
Land schaden würden. Wir müssen 
daher gemeinsam das Vertrauen in 
die Handlungsfähigkeit des Staa-
tes und seiner Institutionen wieder 
stärken, um so den Verführern den 
Boden zu entziehen.
� Interview: Veronica Sina

Interview

Foto: Bundesregierung / Steffen Kugler

Finanzielle Bedrängnis und 
mangelnde Teilhabe gehen für 
viele Menschen mit einem Ge-
fühl der Ungerechtigkeit einher, 
gepaart mit Frustration und Wut. 

Hier setzt die Gefahr für die 
demokratischen Systeme an: 
Denn der Unmut darüber, von 
der Politik im Stich gelassen zu 
sein, macht wachsende Bevölke-
rungsgruppen offen für populis-
tische Versprechen. Parteien und 
Bewegungen, die sich über die 
demokratischen Grundsätze stel-
len und rechtsautoritär agieren, 
nutzen Not und Unzufriedenheit 
gezielt aus – indem sie scheinbar 
einfache „Lösungen“ anbieten, 
während sie gleichzeitig demo-
kratische Institutionen untergra-

ben und angreifen. Große So-
zialreformen erfordern jedoch 
andere „Instrumente“ als dema-
gogische Ideologie. Gefragt sind 
komplexe, kompromissfähige 
und miteinander verknüpfba-
re Maßnahmen, die von einer 
gerechteren Steuerpolitik über 
kluge Ausgabenpriorisierung bis 
hin zu sinnvollen Investitionen 
in die Zukunft reichen. 

Darüber, wie die teils überfäl-
ligen Vorhaben gelingen können, 
und vor allem, wie sie zu finan-
zieren sind, gehen die Auffassun-
gen der Regierungsparteien mit-
unter weit auseinander. Was sie 
verbindet, ist die Überzeugung, 
dass eine Gesellschaft, in der die 
Schere zwischen Arm und Reich 

immer weiter auseinandergeht, 
weder stabil noch gerecht noch 
demokratiefördernd sein kann. 

Auch der SoVD ist überzeugt, 
dass die Sicherung der materi-
ellen Existenzgrundlage für ein 
würdiges Leben aller Menschen 
entscheidend für die Stärkung 
der Demokratie ist. Das betonte 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier im Rahmen 
eines Gespräches mit Kanzler-
amtsminister Thorsten Frei (CDU). 

Hier vertrat Engelmeier ebenso 
im Hinblick auf die von der Bun-
desregierung eingesetzten Kom-
missionen – wie die Sozialstaats- 
und  Alterssicherungskommission 
und  die Kommissionen zur Kran-
ken- und Pflegeversicherung – 

die sozialpolitischen Positionen 
des SoVD.  Auch die Eingliede-
rungshilfe und die geplante Re-
form des Behindertengleichstel-

Derzeit vergeht kaum ein Tag ohne neue Hiobsbotschaften im Kontext internationaler Krisen und Kon-
flikte. Die weltweiten Krisen schlagen sich auf Staatsfinanzen nieder, auch in Deutschland. Steigende 
Lebenshaltungskosten belasten die Bürger*innen. Einkommensschwache Haushalte spüren das am här-
testen. So wächst soziale Ungleichheit – mit weitreichenden Folgen für das gesellschaftliche Klima.

Gute Sozialreformen stärken die Demokratie 
SoVD im Austausch mit Kanzleramtsminister Thorsten Frei (CDU) über die Arbeit der Regierungskommissionen 

Von li.: Kanzleramtsminister Thorsten Frei (CDU) mit der SoVD-Vor-
standsvorsitzenden Michaela Engelmeier und Fabian Müller-Zetz-
sche, Leiter der Abteilung Sozialpolitik im SoVD-Bundesverband.

Foto: SoVD

lungsgesetzes waren Thema des 
Austausches, der in konstruktiver 
und vertrauensvoller Atmosphäre 
stattfand.� Veronica Sina
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Einschnitte bei Grundsicherung
Die Regierung hat Verschärfungen bei der Grundsicherung beschlossen und ein Vorhaben aus dem 

Koalitionsvertrag umgesetzt. Nach der Reform gibt es mehr Sanktionsmöglichkeiten für Jobcenter und 
härtere Regeln bei Wohnung und Vermögen. Der SoVD warnt vor den Folgen für Kinder. 

Der Bundestag hat die Re-
form der Grundsicherung be-
schlossen – und damit auch 
das Ende des Begriffes „Bürger-
geld“. Künftig heißt die Leistung 
„Grundsicherungsgeld“. Viele 
der neuen Regelungen sollen 
im Juli 2026 in Kraft treten und 
bringen für Leistungsbeziehen-
de spürbare Veränderungen.

Dazu gehören schärfere  Sank-
tionen. Bei nicht wahrgenom-
menen Terminen im Jobcenter 
erfolgen schneller Kürzungen. 
Nach drei versäumten Terminen 
ist eine vollständige Streichung 
des Regelsatzes möglich. Bleibt 
die Kooperation mit der Behör-
de weiterhin aus, kann das Job-
center sogar die Übernahme der 
Kosten für Unterkunft und Hei-
zung einstellen. Auch bei der Ab-
lehnung von Jobangeboten dro-
hen strengere Konsequenzen. 

Änderungen gibt es auch bei 
den Wohnkosten. Die im Bür-
gergeld eingeführte, einjährige 
Karenzzeit entfällt. Künftig kann 
eine Prüfung der Angemessen-
heit sofort erfolgen. Menschen 
könnten dadurch gezwungen 
sein, rasch umzuziehen oder ei-
nen Teil ihres Regelsatzes für die 
Miete aufzuwenden. Für Famili-
en mit Kindern können Jobcen-

ter Wohnkosten im ersten Jahr 
zwar weiterhin übernehmen, 
verpflichtend ist das aber nicht.

Beim Schonvermögen gelten 
bald nach Alter gestaffelte Frei-
beträge. Unter 20-Jährige dürfen 
maximal 5.000 Euro besitzen, 
mit zunehmendem Alter steigt 
der Betrag auf bis zu 15.000 
Euro für Menschen über 51 Jah-
re. Der SoVD kritisiert allerdings, 
dass für Beziehende der Grund-
sicherung im Alter oder bei Er-
werbsminderung eine Grenze 
von 10.000 Euro gilt.

Der Verband befürchtet ins-
gesamt Verschlechterungen 
für viele Betroffene, besonders 
für Kinder in Haushalten, die 
Grundsicherung beziehen. Die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier kritisiert 
zudem den Ton der Diskussion: 
„Wir müssen in der gesellschaft-
lichen Debatte endlich davon 
wegkommen, bestimmte Grup-
pen zu verunglimpfen und Mil-
lionen Menschen in Sippenhaft 
für eine geringe Zahl an schwar-
zen Schafen zu nehmen.“ � str

Härtere Sanktionsmöglichkeiten für Jobcenter und mehr Mitwirkungspflichten

Knapp zwei Millionen Kinder leben in Haushalten im Grundsiche-
rungsbezug. Härtere Sanktionen treffen sie ganz besonders. 

Harald07 / Adobe Stock

Bündnis für starken Sozialstaat
Der deutsche Sozialstaat ist eine Erfolgsgeschichte. Doch in letzter Zeit steht er erheblich unter 

Druck. Der SoVD und andere Organisationen zeigen deshalb, wie viel Rückhalt er in der Bevölkerung 
hat. Michaela Engelmeier betont, dass der Sozialstaat eine Voraussetzung für die Demokratie sei. 

Ein breites Bündnis aus 14 
Sozial- und Wohlfahrtsverbän-
den, Gewerkschaften und Um-
weltorganisationen unter Be-
teiligung des SoVD schloss sich 
für einen starken Sozialstaat 
zusammen. Die Allianz, die ins-
gesamt mehr als 20 Millionen 
Mitglieder vertritt, stellte eine 
von ihr in Auftrag gegebenen 
Umfrage zum Sozialstaat im 
Haus der Bundespressekonfe-
renz in Berlin vor. 

Die Umfrage zeigt, dass 79 
Prozent der Befragten einen 
leistungsfähigen Sozialstaat 
als wichtigen Faktor für den 
gesellschaftlichen Zusammen-
halt sehen. Fast drei Viertel 
sprechen sich zudem dafür aus, 
sehr hohe Vermögen stärker zur 
Finanzierung heranzuziehen.

Zu den Forderungen des 
Bündnisses um den SoVD ge-
hören starke, solidarisch finan-
zierte Sozialversicherungen, 
ein handlungsfähiger Staat in 

Bund, Ländern und Kommunen 
sowie bessere Arbeitsbedin-
gungen und soziale Absiche-
rung. Außerdem will das Bünd-
nis Armut wirksam bekämpfen, 
Teilhabe stärken und Klima-
schutz sozial gerecht gestalten.

Für die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 
ist klar: „Der Sozialstaat ist eine 
zentrale Voraussetzung für so-
zialen Frieden und für das Ver-
trauen der Menschen in unsere 
Demokratie.“ � str

Umfrage von SoVD und Partnern: Sozialstaat garantiert Zusammenhalt

Eva Maria Welskop-Deffaa (Caritas), Verena Graichen (BUND), Frank 
Werneke (ver.di), Verena Bentele (vdk) und Michaela Engelmeier. 

Foto: Quang Paasch

Der Equal Pay Day stellt den Tag dar, bis zu dem Frauen über das 
Ende des Vorjahres hinaus arbeiten müssen, um statistisch auf das 
gleiche Gehalt von Männern zu kommen. In diesem Jahr fiel dieser 
Tag auf den 27. Februar.

Die Ursachen dieser Benachteiligung sind vielfältig: Frauen sind 
etwa in besser bezahlten Berufen weiterhin unterrepräsentiert und 

machen seltener Karriere als 
Männer. Zudem unterbrechen 
oder reduzieren Frauen ihre Er-
werbstätigkeit deutlich häufiger 
– meist, um Kinder zu betreuen 
oder Angehörige zu pflegen. 

In Berlin forderte der SoVD, 
gleichwertige Arbeit auch 
gleich zu entlohnen – und das 
unabhängig vom Geschlecht. 
Hierzu diskutierte der Verband 
im Berliner Hauptbahnhof mit 
Vertreter*innen von Gewerk-
schaften, Verbänden und aus der 
Politik. Vor Ort waren unter ande-
rem Anja Weusthoff (Deutscher 
Frauenrat), Alexander Nöhring 
(AWO-Bundesverband), Ferda 
Ataman (Antidiskriminierungsbe-
auftragte der Bundesregierung) 
und Elke Hannack (DGB).� jos

Für Entgeltgleichheit –
SoVD am Hauptbahnhof

Verband protestierte an zentralem Ort in Berlin

Zum Equal Pay Day („Tag der gleichen Bezahlung“) trug der SoVD 
den Protest in den Berliner Hauptbahnhof. In vielen Gesprächen 
prangerte die Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier dort die 
weiterhin ungleiche Bezahlung von Männern und Frauen an.

Michaela Engelmeier verschaffte 
der SoVD-Forderung nach einer 
gleichen Bezahlung Gehör.

Foto: Wolfgang Borrs

Michaela Engelmeier (2. v. re.) und Jutta König (li.) begrüßten in 
Berlin unter anderem die Antidiskriminierungsbeauftragte Ferda 
Ataman (3. v. re.) und Anja Weusthoff vom Deutschen Frauenrat.

Foto: Wolfgang Borrs

Mit der vorgesehenen Erhöhung steigen die Renten nun wohl 
spürbar stärker als die Inflation. Die Verbraucherpreise lagen zu Jah-
resbeginn um 2,1 Prozent über dem Niveau des Vorjahresmonats. 
Zudem halten die Bezüge der rund 21 Millionen Rentner*innen 
damit auch mit der Lohnentwicklung in Deutschland Schritt.

Von einer guten Nachricht sprach daher auch Bundesarbeitsmi-
nisterin Bärbel Bas (SPD). Sie sagte, ordentliche Renten seien kein 
Luxus, sondern eine Frage der Leistungsgerechtigkeit für die Men-
schen, die ihr Leben lang hart gearbeitet haben. Aus dem gleichen 
Grund setzt sich der SoVD weiterhin für armutsfeste Renten und 
eine Anhebung des Rentenniveaus von 48 auf 53 Prozent ein.� jos

Deutliches Rentenplus
Bezüge steigen im Juli um mehr als vier Prozent

Diese Ankündigung des Bundesarbeitsministeriums überraschte: 
Zum 1.  Juli dieses Jahres steigen die Renten um 4,24 Prozent. Damit 
fällt der Zuwachs höher aus, als noch im Herbst erwartet wurde.  
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Nachbesserungen an Reform
Seit Langem streiten Bund und Länder über die Details der Krankenhausreform. Auf den Weg gebracht 

hatte diese der damalige Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD). Ein Kompromiss sieht jetzt 
diverse Ausnahmeregelungen, längere Fristen und höhere Zuwendungen des Bundes vor.

Lauterbachs Abkehr von den 
sogenannten Fallpauschalen 
sollte dazu führen, dass Kran-
kenhäuser künftig nicht mehr 
nur Geld für einzelne Behand-
lungen erhalten, sondern auch 
dafür, dass sie Personal und 
Geräte vorhalten. Um eine hö-
here Qualität der Versorgung zu 
erreichen, sollen sich Kliniken 
zudem stärker spezialisieren, 
wofür sie wiederum Vorgaben 
erfüllen müssen. Es ist abseh-
bar, dass dieser Prozess viele 
Einrichtungen vor Herausforde-
rungen stellt und letztlich auch 
zu Umbrüchen führen wird.

Anfang März verabschiede-
te der Bundestag ein Gesetz, 
durch das die Bundesländer 
für die Umsetzung der Reform 
mehr Zeit und mehr Geld be-
kommen würden. Erlaubt wä-
ren zudem weitere Ausnahmen 
von den Qualitätsvorgaben zur 
Anzahl von Fachärzt*innen oder 
Pflegepersonal.

Allerdings war bis zuletzt 
fraglich, ob dieser zwischen 
Bund und Ländern gefundene 
Kompromiss auch die Zustim-

mung des Bundesrates finden 
wird. Dort stand das Kranken-
hausreformanpassungsgesetz 
(KHAG) für den 27. März auf 
der Tagesordnung. Bereits im 
Vorfeld der Abstimmung hat-
ten einzelne Bundesländer ihre 
Ablehnung signalisiert, da die 
Regelung ihren spezifischen 
Versorgungsstrukturen nicht 
ausreichend Rechnung trage.

Sollte das KHAG im Bundesrat 
scheitern, müsste der Vermitt-
lungsausschuss tätig werden. 
Dies würde den Prozess jedoch 
weiter verlangsamen. Bundes-
gesundheitsministerin Nina 
Warken (CDU) signalisierte be-
reits Entgegenkommen.� jos

Eine Stellungnahme des SoVD 
mit weiteren Details finden Sie 
online unter: www.sovd.de/khag.

Kompromiss zum Umbau der Krankenhauslandschaft erneut gefährdet

Nachdem die Reform nun erneut reformiert werden soll, fragen sich 
wohl auch viele im Krankenhaus Beschäftige, wie es weitergeht.
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Ein aktueller Gesetzentwurf 
zielt darauf ab, die Befugnisse 
von Apotheker*innen zu erwei-
tern. Diese könnten dann zum 
Beispiel Impfungen durchführen 
oder verschreibungspflichtige 
Arzneimittel ohne ärztliche Ver-
ordnung abgeben. Trotz dieser 
zusätzlichen Einnahmequellen 
schlug die zuständige Stan-
desvertretung Alarm: Die wirt-
schaftliche Grundlage vieler Be-
triebe sei zunehmend gefährdet. 

Tatsächlich hatten Union und 
SPD bereits im Koalitionsver-
trag vereinbart, das sogenann-
te Fixum anzuheben. Gemeint 
ist damit ein fester Betrag, den 
Apotheker*innen für jedes ab-
gegebene Medikament erhalten. 
Gegen eine solche pauschale Er-
höhung regt sich angesichts fehlender Ressourcen im Bereich der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) allerdings auch Wider-
stand. Denn davon, so die Überzeugung des GKV-Spitzenverbandes, 
würden vor allem umsatzstarke Filialen und der Online-Handel 
profitieren. Wichtiger sei es dagegen, gezielt Apotheken in struk-
turschwachen Regionen zu unterstützen.� jos

Apotheken drängen 
auf höhere Honorare

Bundesregierung stellt mehr Geld in Aussicht

Die Bundesregierung möchte Impfungen in Apotheken möglich 
machen. Zudem soll das pro Medikament gezahlte Honorar steigen. 
Wiederholt hatte die Bundesvereinigung Deutscher Apothekerver-
bände vor allem auf den zweiten Punkt gedrängt und gewarnt, es 
käme andernfalls vermehrt zur Schließung von Apotheken.

Der Betrag für jede abgegebene 
Packung könnte von 8,35 Euro 
auf 9,50 Euro steigen.

Foto: benjaminnolte / Adobe Stock

„Unser Rentensystem ist eine 
Zumutung“, meint Monika Theis. 
„Ich bekomme eine Witwen-, 
eine eigene Rente und eine 
kleine spanische Rente. Ich 
muss von allen drei Renten [...] 
Krankenkasse, Pflegegeld und 
Zusatzkosten bezahlen. [...] Wir 
Frauen müssen so schon mit 
viel weniger Rente auskommen. 
Gerecht ist was anderes.“ 

Schlechter Lebensstandard, 
Probleme im System

Senta Kruss berichtet: „Habe 
47 Jahre gearbeitet und könn-
te von der bescheidenen Rente 

meinen Lebensunterhalt nicht 
bestreiten – wenn ich die Wit-
wenrente von meinem verstor-
benen Ehemann nicht hätte. [...] 
Wir Rentner werden in diesem 
Land gleichgültig und schlecht 
behandelt. Noch nicht einmal 
das Deutschlandticket erhalten 
wir für einen akzeptablen Preis.“

Frank Teubert konnte nicht 
mehr als Industriemeister und 
Mechatroniker arbeiten. Mit 64 
Jahren ist er seit einer Umschu-
lung Erzieher: „Ich muss noch 
drei Jahre arbeiten, damit ich 
eine Rente erhalte, die deutlich 
unter 2.000 Euro netto liegt. Ich 

musste mir eine private Alters-
rente vorab auszahlen lassen, 
um der Preisentwicklung Energie 
und Lebensmittel entgegenwir-
ken zu können. Damit möchte ich 
zeigen, dass in unserem System 
etwas nicht stimmt. [...] Ich habe 
Fachhochschulreife, Abitur, Meis-
terqualifikation und zwei weitere 
Berufsabschlüsse, mit denen ich 
halb so viel Rente erhalte wie 
mein Vater mit Hauptschulab-
schluss und zwei Lehrberufen. 
[...] Die Lebensprognosen meiner 
Eltern, sei fleißig, dann erreichst 
du etwas in deinem Leben, haben 
sich für mich nicht erfüllt.“

Finanzlöcher und komplexe 
Anträge: Reformen nötig?

Rainer Willimzig ist dankbar 
für Hilfe vom SoVD. Er informiert 
sich in der Verbandszeitung, und 
beim Rentenantrag 2024 unter-
stützte ihn das Sozialrechtsbe-
ratungszentrum Köln: „Alleine 
und ohne professionelle Hilfe 
hätte ich es nicht geschafft. [...] 
Ich hätte den Durchblick nicht 
gehabt, wäre in Fallstricke ge-

rannt und hätte falsche Weichen 
gestellt. Der Prozess der Bean-
tragung ist viel zu kompliziert.“ 
Heute macht ihm „die politische 
Lage Angst und die teils wich-
tigen, oft aufgeheizten Fragen 
zur Rente. Ein Rentensystem, 
was reformiert werden soll, alte 
Generationen, die auf einmal 
nach Jahrzehnten Arbeit sich als 
Schmarotzer fühlen und junge 
Menschen, die zu Recht um de-
ren Rente fürchten [...]. Dazu der 
Rat hochbezahlter Politiker, als 
junger Mensch für die Rente zu 
sparen. Ein Schlag ins Gesicht 
derer, die viel arbeiten [...] und 
kaum über die Runden kommen.“

Werner Schneider fordert eine 
Rentenreform: „Alle Menschen, 
die einer Arbeit gegen Bezah-

Zum Titelthema der März-Ausgabe, „Demografiedebatte ist überzogen“, fragte die SoVD-Zeitung 
ihre Leser*innen: „Was kommt Ihnen in den Sinn, wenn Sie an Ihre Rente denken?“ – Viele schilderten 
dazu ihre Sicht und Erfahrungen. Aus Platzgründen lassen sich nicht alle Zuschriften veröffentlichen. 
Einige davon lesen Sie in Auszügen hier sowie in voller Länge unter: www.sovd.de/ihre-meinung.

„Ohne Hilfe hätte ich es nicht geschafft“
Perspektiven zur Rente – Erfahrungen und Meinungen der Leser*innen aus der Umfrage im März

Was kommt Ihnen in den Sinn, wenn Sie an Ihre Rente denken?

armut
altersarmut

angst

unsicherheit

zu wenig
ungerecht

ok
durchhalten

endlich

zuverdienstprobleme

ausspielen der generation

alter
sicherheit

gering

letzter lebensabschnitt

erwerbsminderungsrente

ungerechtigkeit
arbeitsmarktrente

ich habe es mir verdient

ausreichenddebatte ist überzogen

die rente ist sicher

doppelbesteuerung

eigene rente und 3x

eine katrastofe

einschränkungen

eintrittsalter zu hoch

erwerbsminderung

existenz angst verraten

falsche informationen

fantastisch

finanzielle probleme

flaschensammeln

freude

für eine person

grausam

grenze setzen in der höhe

haushaltszuschuss

hoffentlich reicht es

ich habe angst davor

jedes jahr eine erhöhung

kampagnen gegen rentner

keine zukunft

knapp

krankenkasse bezahlen

krankheit

lästige steuererklärung
lügen

man kann kaum damit leben

nicht mehr sicher

nicht wertschätzend

niedrig

nur rente wird gekürzt

pech gehabt

pfandflaschen

pfandflaschen sammeln

pflege

politiker denken nicht

reichts

reicht solange ich gesund

rentenkasse zweckentfremd

rentenlüge

rentner u50 zählen nicht

rentner ungleich senioren

rollator

schaemen

schämen

schöne sache

sehr kompliziert

sehr wenig

sicheres einkommen

sorge

sovd schürt vorurteile

systemische verarmung

tafel

undicherheit

ungerechte finanzierung

ungerechtigkeit und armut

ungleichbehandlung

ungleichheit

unsicherheit ob rentleben

unverhältnismäßig

veraten übergangen angst

verdient

verlust

versicherungsfremde leist

verzweiflung wut abstieg

vorzeitiger renteneintrit

wenig

witwen eigene rente

witwenrente ungerecht

wohnung als absicherung

wunderbar

zeit für die wsentlichen

zufrieden

zu gering

zu gering um zu leben

zukunftsangst

zu niedrig

zu spät

zuviele die abzocken

48 prozent ist ein witz

zu wenig und ungrecht

75 prozent vom netto

abgaben ungerecht

abgeschoben respektlos ab

abzocke

alles gut

altersarmut tafel

alte sterben dann viel

angestraft

armut einsamkeit ungerech

aufstockung mit erspartem

bald

beamte sollten einzahlen

benachteiligung

beschiss

besteuerung ungerecht

care arbeit unbezahlt

dankbarkeit

das schaffe ich niemals

das wird knapp

Ergebnisse
Wort Anzahl der Vorkommnisse

armut 13

altersarmut 11
angst 6

unsicherheit 5
zu wenig 5

ungerecht 4

ok 3
durchhalten 3

endlich 3

zuverdienstprobleme 2
ausspielen der generation 2

alter 2
sicherheit 2

gering 2

letzter lebensabschnitt 2
erwerbsminderungsrente 2

ungerechtigkeit 2
arbeitsmarktrente 2

ich habe es mir verdient 2

ausreichend 2
debatte ist überzogen 1

die rente ist sicher 1
doppelbesteuerung 1
eigene rente und 3x 1

eine katrastofe 1
einschränkungen 1

eintrittsalter zu hoch 1
erwerbsminderung 1

existenz angst verraten 1

falsche informationen 1
fantastisch 1

finanzielle probleme 1

flaschensammeln 1
freude 1

für eine person 1
grausam 1

grenze setzen in der höhe 1

haushaltszuschuss 1
hoffentlich reicht es 1

ich habe angst davor 1
jedes jahr eine erhöhung 1

kampagnen gegen rentner 1

keine zukunft 1
knapp 1

krankenkasse bezahlen 1
krankheit 1

lästige steuererklärung 1

lügen 1
man kann kaum damit leben1

nicht mehr sicher 1

nicht wertschätzend 1
niedrig 1

nur rente wird gekürzt 1
pech gehabt 1

pfandflaschen 1

pfandflaschen sammeln 1
pflege 1

politiker denken nicht 1
reichts 1

reicht solange ich gesund 1

rentenkasse zweckentfremd1
rentenlüge 1

rentner u50 zählen nicht 1
rentner ungleich senioren 1

rollator 1

schaemen 1
schämen 1

schöne sache 1
sehr kompliziert 1

sehr wenig 1

sicheres einkommen 1
sorge 1

sovd schürt vorurteile 1

systemische verarmung 1
tafel 1

undicherheit 1
ungerechte finanzierung 1

ungerechtigkeit und armut 1

ungleichbehandlung 1
ungleichheit 1

unsicherheit ob rentleben 1
unverhältnismäßig 1

veraten übergangen angst 1

verdient 1
verlust 1

versicherungsfremde leist 1
verzweiflung wut abstieg 1
vorzeitiger renteneintrit 1

wenig 1
witwen eigene rente 1

witwenrente ungerecht 1
wohnung als absicherung 1

wunderbar 1

zeit für die wsentlichen 1
zufrieden 1
zu gering 1

zu gering um zu leben 1
zukunftsangst 1

zu niedrig 1
zu spät 1

zuviele die abzocken 1

48 prozent ist ein witz 1
zu wenig und ungrecht 1

75 prozent vom netto 1
abgaben ungerecht 1

abgeschoben respektlos ab1

abzocke 1
alles gut 1

altersarmut tafel 1
alte sterben dann viel 1

angestraft 1

armut einsamkeit ungerech 1
aufstockung mit erspartem 1

bald 1

beamte sollten einzahlen 1
benachteiligung 1

beschiss 1
besteuerung ungerecht 1

care arbeit unbezahlt 1

dankbarkeit 1
das schaffe ich niemals 1

das wird knapp 1

31 62 62 / 

Zur Rente konnte man Schlagworte nennen. Häufige Begriffe wa-
ren dabei „(Alters-)Armut“, „ungerecht“, „Angst“ und „Unsicherheit“.

Grafik: SoVD

lung nachgehen, wie Arbeiter, 
Angestellte, Beamte, Selbststän-
dige, Politiker, sind nicht auszu-
sortieren nach ‚ich bin besser und 
brauche nicht einzahlen‘ [...].“ 

Olaf Gaebert schildert Proble-
me als Rentner in Grundsiche-
rung im Alter oder bei Erwerbs-
minderung (SGB XII). Zu den 
Lebenshaltungskosten, wobei 
Strom und Telefon im Regelsatz 
fehlen, kämen weitere Kosten. 
Sage er Physiotherapie zu knapp 
ab, gelte null Kulanz: „Berechne 
[...] die Finanzmöglichkeiten ei-
nes grundgesicherten Rentners 
[.. .], von dieser Summe zieht 
man die Strafzahlung für Nicht-
erscheinen bei einem Behand-
lungstermin ab. Das eröffnet [...] 
Verelendungsqualitäten.“	�  ele

www.sovd.de/ihre-meinung

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Die Eigenanteile in der Pflege 
steigen weiter – und ein immer 
größerer Teil der Pflegebedürf-
tigen ist dadurch finanziell 
überfordert. 

Der Gesundheitsökonom Prof. 
Dr. Heinz Rothgang ermittelte 
im Auftrag der DAK-Gesund-
heit eine Sozialhilfequote in 
Pflegeheimen von 37 Prozent 
in diesem Jahr. Nach seiner 
Prognose klettert die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger*innen 
nach geltendem Recht im Jahr 
2032 auf eine Quote von 40,4 
Prozent und steuert bis 2035 
auf knapp 43 Prozent zu

Die Politik hat mehrfach an-
gekündigt, die Eigenanteile zu 
begrenzen. Bisher steigen diese 
jedoch jedes Jahr. Aktuell liegt der monatliche Eigenanteil in der 
stationären Pflege im ersten Jahr bei durchschnittlich über 3.200 
Euro. Zur Entlastung schlägt der SoVD eine Pflegevollversicherung 
oder im ersten Schritt eine Deckelung der Pflegekosten vor. � str

Jede*r Dritte im Heim 
bekommt Sozialhilfe

Immer mehr können Pflegekosten nicht selbst zahlen

Laut einer Untersuchung der Krankenkasse DAK erhalten 37 Pro-
zent aller Pflegeheimbewohnenden Hilfe zur Pflege, weil sie die 
Eigenanteile nicht selbst aufbringen können. Ohne Reformen wird 
diese Quote bald auf über 40 Prozent steigen, so das Gutachten. 

Ohne staatliche Hilfe ist die 
Pflege für viele unbezahlbar. 
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Aufgaben in der Praxis verteilen
Um den Ärzt*innenmangel zu bekämpfen, könnten Praxisassistent*innen Routineaufgaben über-

nehmen. Die Ärzt*innen hätten dann mehr Zeit für Diagnose und Beratungsgespräche. Eine Untersu-
chung zeigt anhand zweier Praxen in Deutschland, wie das Modell funktionieren könnte. 

Der Mangel an Hausärzt*innen 
ist immer wieder Thema in der 
Gesundheitspolitik. Mit dem 
stärkeren Fokus auf der Primär-
versorgung dürfte die Bedeu-
tung der hausärztlichen Praxen 
sogar noch zunehmen. Eine ak-
tuelle Studie der Bertelmann 
Stiftung zeigt einen Weg auf, 
den Mangel zu lindern,  ohne 
zusätzliche Ärzt*innen zu brau-
chen. Ihr zufolge kann eine Auf-
gabenverlagerung innerhalb 
der Praxisteams die Versorgung 
stabilisieren.

Kern des Modells ist der 
Einsatz speziell qualifizier-
ter Gesundheitsfachkräfte 
wie Praxisassistent*innen. Sie 
sollen künftig vermehrt Rou-
tineaufgaben übernehmen; 
dazu zählen Kontrolluntersu-
chungen bei chronischen Er-
krankungen, Wundversorgung 
oder diagnostische Verfahren. 
Hausärzt*innen hätten dadurch 
mehr Zeit für Diagnosen und 
Beratungsgespräche. So ließen 
sich bis zu 65 Prozent der ärztli-
chen Arbeitszeit einsparen.

Angesichts von derzeit rund 
5.000 unbesetzten Praxissit-
zen und einer prognostizierten 
Lücke von insgesamt 8.200 
Stellen bis 2030 sehen die 

Autor*innen darin einen zentra-
len Hebel. Schon etwa 12.000 
entsprechend qualifizierte As-
sistenzkräfte könnten demnach 
helfen, die Versorgungslücke 
weitgehend zu schließen. 

International ist die Arbeit 
in multiprofessionellen Teams 
längst etabliert, etwa in Kanada 
oder Finnland. In Deutschland 
gibt es ebenfalls Planungen. 
Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken (CDU) kündigte 
an, dass das Berufsbild „Ad-
vanced Practice Nurse“, oder 

künftig „Gesundheits- und 
Pflegeexpert*innen“, im Rah-
men des Primärversorgungs-
systems auch hierzulande ein-
grführt werden sollen. 

Die Studie greift Erfahrun-
gen von zwei Praxisbeispielen 
in Baden-Württemberg und 
Niedersachsen auf. Dort er-
gab eine Befragung, dass die 
Patient*innen fast identische 
Zufriedenheitswerte aufwiesen, 
unabhängig davon, ob ein*e 
Ärzt*in oder ein*e Praxisassis-
tenz sie betreute. � str

Studie der Bertelsmann Stiftung über mögliche Entlastung von Hausärzt*innen

Die Kontrolle des Blutdrucks gehört zu den Aufgaben, die 
Praxisassistent*innen übernehmen könnten. 

Foto: Alexander Raths / Adobe Stock

Das Bundesgesundheitsmi-
nisterium will Bürokratie in der 
Psychotherapie abbauen. Ziel 
ist es, den Zugang zur Psycho-
therapie zu erleichtern und Pra-
xen spürbar zu entlasten.

Kernpunkte des Vorhabens 
sind die Abschaffung des bis-
lang zweistufigen Antragsver-
fahrens für Kurzzeittherapien 
sowie der Wegfall des soge-
nannten Konsiliarberichts in 
bestimmten Fällen. Dieser Be-
richt, der bislang zur Abklärung 
körperlicher Ursachen psychi-
scher Beschwerden erforderlich 
ist, soll künftig entfallen, wenn 
Patient*innen bereits mit einer 
ärztlichen Überweisung oder 
aus einer Klinik kommen.

Die Bundespsychotherapeu-
tenkammer begrüßt die Pläne ausdrücklich. Präsidentin Andrea 
Benecke sieht darin einen wichtigen Schritt, um Doppeluntersu-
chungen zu vermeiden und unnötige Ärzt*innenkontakte abzubau-
en. Auch die Deutsche PsychotherapeutenVereinigung betont, dass 
insbesondere der Konsiliarbericht bislang eine Hürde darstelle 
und den Therapiebeginn oft um Wochen verzögere.

Zustimmung kommt auch vom Hausärztinnen- und Hausärzte-
verband – allerdings mit Einschränkungen. Er drängt darauf, dass 
eine Abklärung körperlicher Ursachen weiterhin gewährleistet 
bleiben müsse, insbesondere wenn Patient*innen ohne Überwei-
sung eine psychotherapeutische Praxis aufsuchen.� str

Weniger Bürokratie bei 
der Psychotherapie

Leichtere Anträge und Wegfall von Konsiliarbericht

Für Psychotherapeut*innen und ihre Patient*innen sollen büro-
kratische Pflichten wegfallen. Geplant ist, das Antragsverfahren für 
Kurzzeitpsychotherapie zu bündeln und bei einer Überweisung auf 
den sogenannten Konsiliarbericht zu verzichten. 

Für eine Kurzzeittherapie mit 
bis zu 24 Einheiten soll künftig 
ein einziger Antrag ausreichen. 

Foto: LIGHTFIELD STUDIOS / Adobe Stock

Mit Demenz im Krankenhaus
Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft warnt vor einem wachsenden Problem: Immer öfter sind  

Krankenhauspatient*innen auch an Demenz erkrankt, nicht immer wird das erkannt. Für Angehörige 
und das Krankenhauspersonal gibt es Hinweise zum Umgang mit dieser Situation. 

Rund die Hälfte der 
Patient*innen in Krankenhäu-
sern ist älter als 60 Jahre, etwa 
zwölf Prozent leben mit einer 
Demenzerkrankung. Bei der 
Aufnahme erscheint Demenz 
häufig nur als Nebendiagnose. 
Nicht selten bleibt sie zunächst 
sogar unerkannt oder wird erst 
während des Aufenthalts fest-
gestellt.

Für Erkrankte bedeutet der 
Klinikalltag oft Stress. Dann 
kann Krankheitseinsicht fehlen, 
sowie die Fähigkeit, Beschwer-
den zu äußern oder bei Behand-
lungen mitzuwirken. Auch Es-
sen und Trinken sind mitunter 
eine Herausforderung.

Eine enge Begleitung kann die 
Situation stabilisieren. Wichtig 
ist, das Klinikpersonal frühzei-
tig über die Demenzerkrankung 
und typische Verhaltensweisen 
zu informieren. Regelmäßige Be-
suche durch vertraute Personen 
wirken beruhigend. In Einzelfäl-

len kann auch eine Übernach-
tung im Krankenhaus möglich 
sein. Zudem sollte das medizini-
sche Personal auf Veränderun-
gen des Zustands aufmerksam 
gemacht werden. Die Deutsche 
Alzheimer Gesellschaft bietet 

Große Herausforderung für Patient*innen, Angehörige und medizinisches Personal

Besuche von Angehörigen können Demenzerkrankten Struktur und 
Vertrautheit geben. 

Foto: highwaystarz / Adobe Stock

auf www.deutsche-alzheimer.
de die Broschüre „Patienten mit 
einer Demenz im Krankenhaus“ 
zum Download an. Sie richtet 
sich an Klinikbeschäftigte und 
gibt Tipps zum Umgang mit 
Demenzerkrankten. � str
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Teilhabe ist kein Sparposten
Bei der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen drohen Leistungskürzungen. Solche 

Pläne kritisiert der SoVD massiv und warnt vor einem Kahlschlag bei der Teilhabe. Denn die ist ein 
Grundrecht – kein Luxus oder nettes Entgegenkommen des Staates, woran man bei Bedarf sparen kann. 

In der Debatte um angeblich 
ausufernde Sozialausgaben ver-
mitteln Politiker*innen – gerade 
auch Bundeskanzler Friedrich 
Merz (CDU) –, der Sozialstaat sei 
zu teuer und „nicht mehr finan-
zierbar“. Auf den Prüfstand soll 
auch die Eingliederungshilfe 
(EGH), weil deren Kosten steigen. 

Der SoVD stellt klar: Das greift 
zu kurz und ist gefährlich. Zwar 
sind die Ausgaben wirklich ge-
stiegen; doch vor allem wegen 
höherer Lebenserwartung von 
Menschen mit Behinderungen 
und massiver Preissteigerungen. 
Wer daraus schließt, man müs-
se Leistungen kürzen, verkennt 
deren Kern – und nimmt soziale 
Einschnitte bewusst in Kauf. 

Leistung ist ein Grundrecht
„Menschen mit Behinderun-

gen dürfen nicht zum Steinbruch 
der Haushaltspolitik werden! 
Teilhabe ist ein Grundrecht, und 
Grundrechte stehen nicht unter 
Haushaltsvorbehalt“, so SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier. „Hier geht es nicht 
um Luxus oder Sonderrechte. 
Es geht um elementare Teilha-
be: um Bildung, um Wohnen, um 
Unterstützung im Alltag. Wer 
hier kürzt, greift das Recht auf 
gleichberechtigte gesellschaft-
liche Teilhabe frontal an.“ 

Die seit 2020 im Sozialge-
setzbuch (SGB) IX verankerte 
EGH ist kein freiwilliges Ent-
gegenkommen des Staates, 
sondern eine Pflicht – aus 
dem Grundgesetz und der UN-
Behindertenrechtskonvention. 

Sie sichert Millionen Menschen 
mit Behinderungen ein selbst-
bestimmtes Leben und gesell-
schaftliche Teilhabe. Jeder Ein-
schnitt höhlt ihre Rechte aus. 

„Einsparpotenziale liegen 
nicht bei den Leistungsbe-
rechtigten, sondern im System 
selbst. Wer ernsthaft sparen 
will, muss die Verwaltungsver-
fahren vereinfachen, überbor-
dende Bürokratie abbauen und 
komplizierte Doppelstrukturen 
abschaffen“, sagte Engelmeier.

SoVD bekämpft Kürzungen
Kritik hat der SoVD auch am 

Reformprozess. Im September 
starteten Bund, Länder und 
Kommunen einen Dialog, um 
Sparpotenziale zu prüfen – ohne 
die Behindertenverbände. Erst 
am 24. Februar lud das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozi-

ales sie zum „ersten Austausch“ 
darüber ein. Danach war aber 
unklar, was ohne Leistungskür-
zungen die Kosten senken soll. 

Der SoVD warnt davor, die Re-
formdebatte zur Sparrunde auf 
dem Rücken der Betroffenen zu 
machen. Gegen jede Form von 
Kürzung wird er kämpfen. � ele

Kürzungen in der Eingliederungshilfe – SoVD: Kahlschlag bei Inklusion verhindern!

Eingliederungshilfe sichert das Grundrecht auf Teilhabe. Kindern 
mit Behinderungen ermöglicht sie etwa eine Schulbegleitung.

Photographee.eu / Adobe Stock

Eingliederungshilfe nach SGB 
IX gibt es auf Antrag als Sach-, 
Geld- oder Dienstleistung. Dazu 
gehören etwa medizinische 
Reha, Leistungen zur Beschäfti-
gung, sozialen Teilhabe (wie Mo-
bilität, Assistenz im Alltag, Hilfe 
beim Wohnen) oder Bildung. 
Eine SoVD-Sozialberatung vor 
Ort kann klären, was passt.

Info

Mit Dr. Andreas Audretsch, 
MdB (Bündnis 90 / Die Grünen), 
sprach SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
im März über das geplante Ge-
bäudemodernisierungsgesetz 
(GMG, ehemals Gebäudeener-
gie- / Heizungsgesetz) und über 
Mieter*innenschutz. Audretsch 
ist stellv. Fraktionsvorsitzender 
für die Themen Arbeit und So-
ziales, Finanzen, Haushalt und 
Wirtschaft sowie Mitglied im 
Ausschuss für Arbeit und Sozia-
les. Sie diskutierten, wie Gebäu-
de sozial gerecht sanierbar sind. 

Gebäude 
sozial gerecht 
sanieren

Regeln gegen 
Barrieren jetzt 
voranbringen

Tauschten sich zu Barrierefreiheit und Rente aus, v. li.: SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela Engelmeier, SoVD-Referentin Anieke 
Fimmen und Hubert Hüppe, Bundesvorsitzender der Senioren-Union.

Foto: SoVD 

Für den SoVD ist klar: Klima-
schutz ist nötig, darf aber keine 
Kostenfalle sein. Das GMG-Pa-
pier sieht er als klimapolitischen 
Rückschritt und sozial ungerecht 
an. Steigende Heizkosten und 
Modernisierungsumlagen tref-
fen gerade Menschen mit niedri-
gen Einkommen, Rentner*innen 
und Menschen mit Behinderun-
gen. Das erfordert starken Schutz 
für Mieter*innen (mehr s. oben).

Bundesvorsitzenden der Senio-
ren-Union der CDU und ehema-
ligen Beauftragten der Bundes-
regierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen. 
Der Dialog fand im Erich-Kutt-
ner-Haus statt, der SoVD-Bun-
desgeschäftsstelle in Berlin. 

Es ging unter anderem um 
die Kritik des SoVD am aktu-
ellen Entwurf zum Behinder-
tengleichstellungsgesetz. Aus 
Sicht des Verbandes enthält er 
noch zu viele Ausnahmen und 
regelt Barrierefreiheit nicht ver-
bindlich genug, insbesondere in 
der Privatwirtschaft. Außerdem 
sprach man miteinander über 
die Zukunft der gesetzlichen 
Rente – mit dem Ziel, das Ren-
tenniveau zu stärken und die 
Alterssicherung langfristig so-
lidarisch weiterzuentwickeln.

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier traf am 10. 
März auch Hubert Hüppe, den 

SoVD im Gespräch

CDU / CSU und SPD wollen Verbote bestimmter Heizungsarten 
streichen und die „65-Prozent-Regel“ abschaffen. Die besagt, dass 
neue Heizungen zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Ener-
gien laufen müssen; etwa durch Wärmepumpen, Biomasse oder Hy-
bridlösungen. Künftig sollen in Bestandsgebäuden auch wieder neue 
Öl- und Gasheizungen ohne die-
se Vorgabe erlaubt sein. Dafür 
kommt hier eine „Bio-Treppe“: ab 
2029 zehn Prozent klimafreund-
liche Brennstoffe, stufenweise 
steigend. 2028 soll eine Grün-
gas- und Grünölquote greifen.

Förderung für klimafreund-
liche Heizungsarten soll es bis 
mindestens 2029 weiter geben. 
Das begrüßt der SoVD, fordert 
aber langfristiges Fördern – und 
faire Regeln: „Beim Mieterschutz 
bleiben entscheidende Fragen 
offen“, so Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. Unklar ist, 
was verhindert, dass die Kos-
ten der Wärmewende allein die 
Mieter*innen tragen. Engelmeier 
erklärt: „Wenn Vermieter Moder-
nisierungskosten weitergeben 
und dadurch die Kaltmiete deutlich höher ausfällt, geraten viele 
Haushalte trotz möglicher Energieeinsparungen unter Druck.“ Gren-
zen seien nötig. Die Modernisierungsumlage gilt bisher unbegrenzt, 
auch zeitlich – sogar, wenn die Heizung längst refinanziert ist. 

Der SoVD meint: Klimaschutz und Soziales darf man nicht ge-
geneinander ausspielen! Bezahlbares Wohnen ist stets mitzuden-
ken. „Die Wärmewende ist notwendig“, so Engelmeier. „Aber sie 
darf nicht dazu führen, dass Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen ihre Wohnung verlieren oder finanziell überfordert 
werden.“ Gerade sie wohnen oft in unsanierten Bauten.

Klimapolitisch ist die Reform aus SoVD-Sicht ein Rückschritt. We-
niger Abhängigkeit von Importen fossiler Energie drängt, und die 
Ziele des Klimaschutzgesetzes sind zu erfüllen. Es soll Emissionen 
verringern: bis 2030 um 65 Prozent (gegenüber 1990), bis 2045 zur 
Klimaneutralität. Wie das so klappen soll, ist fraglich. � ele

Mieter*innen drohen 
einseitige Kosten

Heizungsgesetz-Reform: gut für Mensch und Klima?

Die Bundesregierung plant laut Eckpunktepapier, das erst seit 2024 
geltende Gebäudeenergiegesetz (GEG), „Heizungsgesetz“ genannt, 
durch ein Gebäudemodernisierungsgesetz (GMG) zu ersetzen. Für 
den SoVD sichert die Reform weder Soziales noch die Wärmewende.

Den Einbau neuer Heizungen le-
gen Vermieter*innen meist um.

Foto: Lazy Bear / Adobe Stock
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Gabriele Katzmarek ist ab 
dem 1. März neue Landesvorsit-
zende in Baden-Württemberg. 

Die langjährige Bundestagsab-
geordnete und parlamentarische 
Geschäftsführerin der SPD-Frak-
tion bringt viel sozial- und fi-
nanzpolitische Erfahrung in den 
SoVD ein: für soziale Gerechtig-
keit, starke Sicherungssysteme 
und Interessenvertretung.

Achim Spitzlei, Mitglied des 
Verbandsrates und der Bundes-
konferenz sowie Niedersach-
sens 2. Landesverbandsratsvor-
sitzender, wird am 11. April 70.

Vor der Verbandsreform war er 
langjährig im Bundesvorstand 
und 2. Landesvorsitzender. Seit 
2002 im SoVD, ist Spitzlei 1. Vor-
sitzender im Kreisverband Celle 
und Ortsverband Wietzenbruch.

Alfred Bornhalm feiert am 22. 
April seinen 75. Geburtstag. Der 
stellvertretende Vorsitzende 
des Bundesverbandsrates und 
Landesvorsitzende von Schles-
wig-Holstein war vorher im Bun-
desvorstand und 2023 Präsident. 

2017 bis 2020 leitete Bornhalm 
den Sozialpolitischen Ausschuss 
des Landesverbandes. Schon lan-
ge ist er Kieler Kreisvorsitzender.

Personalien
Ehrenamt bietet Orientierung

Verlässliche Online-Auskunft

Nicht immer haben junge Erwachsene konkrete Pläne, wie es für sie nach der Schule weitergeht. Für 
Klarheit kann dabei unter anderem ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) sorgen. Wer sich als Bildungspat*in 
beim Verein „Tausche Bildung für Wohnen“ bewirbt, erhält zudem noch eine kostenlose Unterkunft. 

Bei gesundheitlichen Beschwerden befragen rund 60 Prozent der Deutschen zuerst einmal das 
Internet. Das ergab jetzt eine repräsentative Forsa-Umfrage im Auftrag des AOK-Bundesverbandes. 
Ganz oben auf der Suchliste stehen Diagnosen, Nebenwirkungen von Medikamenten und Tipps für 
ein gesünderes Leben. Wie zuverlässig die gefundenen Informationen sind, ist allerdings zweifelhaft.

Ob Ausbildung oder Studium, 
so manches Mal stellt sich der 
eingeschlagene Weg als falsch 
heraus. Aktuell verlässt zum 
Beispiel mehr als jede*r vierte 
Studierende die Hochschule 
ohne Abschluss. Und obwohl die 
Betroffenen sich beruflich kom-
plett neu orientieren müssen, 
mangelt es hierfür im universi-
tären System vielfach an Bera-
tung und Unterstützung.

 
Unterstützung bei einem 
unbelasteten Neubeginn

Das will der gemeinnützi-
ge Verein „Tausche Bildung für 
Wohnen“ so nicht hinnehmen. 
Anstatt den Studienabbruch 
als individuelles Scheitern zu 
betrachten, sieht man darin 
vielmehr die Chance zu einem 
Neustart. In dieser persönlich 
wie auch finanziell von Unsi-
cherheit geprägten Phase steht 
der Verein den jungen Erwach-
senen hilfreich zu Seite. 

Diese Erfahrung machte auch 
Yorva Wahl aus Berlin. Über ei-
nen Bericht wurde Wahl auf das 
Modell des Vereins aufmerk-
sam, das einen Bundesfreiwilli-
gendienst in der Bildungsarbeit 
mit einer gesicherten Unter-

Wer mit Blick auf die eigene 
Gesundheit online nach Hilfe 
sucht, wird sehr schnell fündig 
– schlauer wird man angesichts 
der großen Menge an Informa-
tionen dabei jedoch nicht un-
bedingt. Häufig tritt sogar eher 
das Gegenteil ein, und die Flut 
an Auskünften überfordert. Laut 
AOK-Studie fühlt sich mehr als 
jede*r Zweite durch die erhal-
tenen Suchergebnisse verunsi-
chert. Ebenso viele Menschen 
empfinden die Aussagen im 
weltweiten Netz als wider-
sprüchlich und zweifeln deren 
Richtigkeit an.

Damit einen die Onlinesuche 
weiterbringt, sollte man sich be-
wusst machen, dass hinter vielen 
Informationen wirtschaftliche 
Interessen stecken. Das ist meist 
der Fall, wenn im Text Produkte 
genannt werden, die Linderung 
versprechen. Im Folgenden fin-
den Sie daher zwei Portale, de-
nen Sie vertrauen können.

kunft verbindet. Wahl sagt, die 
Kombination aus kostenfreier 
Wohnung und der Arbeit mit 
Kindern sei die perfekte Gele-
genheit gewesen. 

Ein unverstellter Blick 
auf die eigene Zukunft

Yorva Wahl zog damals nach 
Hamburg und besuchte parallel 
zu der neuen Tätigkeit als an-
gehende Bildungspat*in Men-
torings und Seminare. Dieses 
Jahr beschreibt Wahl rückbli-

Wissenswerte Details zu indi-
viduellen Gesundheitsleistun-
gen finden sich online unter: 
www.igel-monitor.de. Wer Infos 
aus zuverlässiger und unab-
hängiger Quelle möchte, geht 
hierfür am besten auf die In-

ckend als einen überaus wichti-
gen Orientierungsraum, in dem 
eine Neuorientierung in einem 
sicheren Rahmen möglich war. 
In einer offenen Lebensphase 
bot der Verein durch die Tätig-
keit an sich sowie durch päd-
agogische Unterstützung und 
eine gesicherte Wohnsituation 
verlässlichen Halt.� jos 

Weitere Informationen zu dem 
Verein „Tausche Bildung für Woh-
nen“ finden Sie online unter: 
www.tauschebildung.org.

ternetseite: www.gesund.bund.
de. Dort lässt sich auch direkt 
nach Apotheken, Kliniken oder 
der nächstgelegenen ärztlichen 
Praxis suchen. Und nur bei die-
sen erhält man letztlich eine ge-
sicherte Diagnose.� jos

Verein „Tausche Bildung für Wohnen“ zeigt jungen Menschen Alternativen auf

Bei der Suche nach Gesundheitsinformationen im Internet ist Vorsicht geboten

Der Bundesfreiwilligendienst bei „Tausche Bildung für Wohnen“ 
gab Yorva Wahl neue Impulse für die eigene berufliche Zukunft.

Das Internet bietet unbegrenzte Auskünfte an. Wenn es um die 
eigene Gesundheit geht, sollte man diese jedoch hinterfragen.

Foto: Sabine Engels / Tausche Bildung für Wohnen e. V.
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Wird die Einsicht in Behand-
lungsunterlagen verweigert 
oder vor der Operation nicht 
über Risiken aufgeklärt, dann ist 
Kritik durchaus angebracht. Da-
bei empfiehlt sich zunächst ein-
mal das persönliche Gespräch. 
Lässt sich das Problem auf 
diesem Weg nicht aus der Welt 
schaffen, ist eine weitergehen-
de Beratung sinnvoll. Diese gibt 
es bei der zuständigen Kran-
kenkasse, den Verbraucherzen-
tralen oder der Unabhängigen 
Patientenberatung Deutschland 
(UPD).

Wollen Betroffene bei gra-
vierenden Konflikten tatsäch-
lich den Weg einer offiziellen 
Beschwerde gehen, sollten sie 
vorab ein Gedächtnisprotokoll 
anfertigen und zudem alle relevanten Informationen parat haben. 
Für die weitere Klärung müssen sie die beschuldigten Ärzt*innen 
außerdem von der Schweigepflicht entbinden. � jos / dpa

Falls Sie Fragen zu Problemen oder Behandlungsfehlern haben, 
können Sie sich an das kostenfreie Beratungstelefon der Stiftung UPD 
wenden. Dieses erreichen Sie unter Tel.: 0800 / 011 77 22.

Wie heißt es: „Wo gearbeitet wird, passieren Fehler.“ Doch diese 
volkstümliche Weisheit allein entschuldigt keine Pflichtverstöße 
bei einer medizinischen Behandlung. Denn deren Folgen bekom-
men in erster Linie die Patient*innen zu spüren.

Schlecht behandelt –
was kann man tun?

In Praxis oder Klinik bleiben Konflikte nicht aus

Gegen fehlende Informationen 
und unzureichende Aufklärung 
hilft hartnäckiges Nachfragen.

Foto: Graphicroyalty / Adobe Stock
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Vorbildcharakter für die Liga
Eintracht Braunschweig kämpft in den letzten Jahren vor allem um den Klassenerhalt. Wo es sport-

lich nicht ganz so rosig aussieht, ist dafür die Barrierefreiheit vielen anderen Standorten weit voraus. 
Davon konnte Tyll-Niklas Reinisch sich im März 2024 beim Spiel gegen die SV Elversberg überzeugen. 

Eine der ersten Stationen des 
Stadionchecks führte mich in 
das Eintracht-Stadion in Braun-
schweig – ein Traditionsort mit 
viel Fußballleidenschaft. Schon 
bei der Vorbereitung fiel mir 
vieles positiv auf: Informatio-
nen für Fans mit Behinderungen 
sind gut auffindbar, die Ticket-
vergabe ist, zum ersten Mal in 
diesem Projekt, über das „regu-
läre“ Ticketing gleichberechtigt 
kaufbar und der Kontakt zum 
Verein offen und hilfsbereit.

Am Spieltag selbst bestätigte 
sich dieser Eindruck. Die Roll-
stuhlplätze bieten eine gute 
Sicht auf das Spielfeld, einen 
guten Service und Nähe zur Be-
gleitperson. Gerade dieses De-
tail ist für ein echtes Stadioner-
lebnis entscheidend. Besonders 
bemerkenswert war der Um-
gang vor Ort. Ordner*innen, die 
Fanbetreuung sowie Mitarbei-
tende des Vereins begegneten 
Fans mit Behinderungen selbst-
verständlich und unterstützend. 

Barrierefreiheit zeigt sich 
eben nicht nur in Rampen oder 
Aufzügen, sondern auch in Hal-

tung und Service. Natürlich gibt 
es auch in Braunschweig noch 
Verbesserungsmöglichkeiten, 
etwa bei der Orientierung rund 
um das Stadion. Insgesamt 
bleibt jedoch ein positives Bild:

Der Verein zeigt, dass Teilha-
be im Fußball möglich ist, wenn 
man sie ernst nimmt. Mein Fa-
zit fällt deshalb bewusst au-
genzwinkernd aus: „Zu gut für 

Liga 3 – und vielleicht auch für 
Liga 2.“ Gemeint ist damit nicht 
nur der sportliche Anspruch des 
Vereins, sondern auch der Um-
gang mit Barrierefreiheit.

Nach insgesamt 27 Stadion-
besuchen bleibt mir der Aufent-
halt in Braunschweig positiv in 
Erinnerung. In meiner Barriere-
freiheit-Tabelle liegt der Club 
auf Platz 4. � Tyll-Niklas Reinisch

Vorstandsmitglied der SoVD-Jugend testet bundesweit Stadien auf Barrierefreiheit

Eintracht Braunschweig bietet Fans im Rollstuhl ein positives Sta-
dionerlebnis – und gewann das Spiel gegen Elversberg 5:0. 

Sie waren bislang in jeder Me-
dikamentenpackung enthalten: 
gefaltete, dünne Beipackzettel. 
Nach Vorstellung der Bundes-
gesundheitsministerin sollen 
die gedruckten Zettel perspek-
tivisch die Ausnahme werden. 
Eine digitale Packungsbeilage 
biete viele Vorteile, etwa auto-
matische Übersetzungen oder 
Vorlesefunktionen, so Warken 
öffentlich. Sie betonte zugleich: 
„Weiterhin hat jeder Patient und 
jede Patientin ein Recht darauf, 
von der Apotheke einen ausge-
druckten Beipackzettel zu er-
halten.“ Man werde im Rahmen 
des nationalen Umsetzungsge-
setzes einen Vorschlag erarbei-
ten sagte ein Sprecher. �veo / dpa

Beipackzettel bald digital? 
Bundesgesundheitsministerin Warken betont Vorteile  

Digitale statt gedruckter Beipackzettel sollen die Regel werden. 
Bundesgesundheitsministerin Nina Warken (CDU) plant die Um-
setzung entsprechender EU-Regelungen. Wer auch künftig die An-
gaben zu Dosierungen und möglichen Nebenwirkungen von Medi-
kamenten auf Papier lesen möchte, muss darauf nicht verzichten. 

Bisher klärte der Beipackzettel 
vor allem in Papierform auf. 

Foto: tunedin / Adobe Stock

Die Einnahmen der Pflegever-
sicherung reichen aktuell kaum 
aus, um ihre Kosten zu decken. 
2025 konnte sie zwar mit einem 
Plus von 10 Millionen Euro ab-
schließen – allerdings nur, weil 
sie ein Bundes-Darlehen von 
500 Millionen Euro erhielt. 

Für 2026 steht sogar ein 
Plus von 400 Millionen Euro 
im Raum. Die Ursache dafür ist 
jedoch, dass der Bund erneut 
ein Darlehen gewährte, um die 
Finanzierung zu sichern und 
Beitragserhöhungen zu vermei-
den; diesmal sogar in Höhe von 
von 3,2 Milliarden Euro. Ohne 
diesen Zuschuss stünde die 
soziale Pflegeversicherung vor 
einem Defizit von 2,8 Milliarden Euro. 

Für 2027 prognostiziert Oliver Blatt, Vorstandsvorsitzender des 
GKV-Spitzenverbandes, sogar ein Minus von fünf Milliarden Euro, 
sofern die Politik keine Reformen auf den Weg bringt. Die eigent-
lich dafür eingesetzte Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt 
Pflege“ hat Ende vergangenen Jahres einige Vorschläge zur Kos-
tenreduzierung vorgelegt. Diese waren allerdings deutlich weni-
ger konkret als von der Politik erhofft. Bis Jahresende will Bun-
desgesundheitsministerin Nina Warken (CDU) eine Finanzreform 
für die Pflegeversicherung auf den Weg bringen. Erklärtes Ziel der 
Politik sind stabile Beiträge für gesetzlich Versicherte. 

Der SoVD hat mehrfach auf die Belastung der Finanzen der Pfle-
geversicherung durch versicherungsfremde Ausgaben hingewie-
sen. Dazu gehört die Übernahme der Rentenbeiträge für pflegende 
Angehörige. Als gesamtgesellschaftliche Aufgabe müsse der Bund 
dafür aufkommen. Außerdem fordert der SoVD die Rückzahlung von 
rund sechs Milliarden Euro zweckentfremdeter Beitragsmitteln, die 
während Corona zur Pandemiebewältigung eingesetzt wurden. �str

Pflegeversicherung nur 
dank Darlehen im Plus

SoVD fordert Ende versicherungsfremder Leistungen

Die soziale Pflegeversicherung erwartet in diesem Jahr einen 
Überschuss von 400 Millionen Euro. Möglich ist dies aber nur auf-
grund eines Darlehens über 3,2 Milliarden Euro. Für eine tragfähige 
Finanzierung sind tiefgreifende Reformen nötig. 

Die Ausgaben der Pflegeversi-
cherung steigen immer weiter. 

Foto: Starpics / Adobe Stock

Briefe nach einer Organspende
Wer nach seinem Tod Organe spendet, kann damit das Leben anderer retten, manchmal in letzter Se-

kunde. Im vergangenen Jahr taten das 985 Menschen in Deutschland. Für die Empfänger*innen und ihre 
Familien folgt damit auf eine Zeit zwischen Hoffen und Bangen oft große Dankbarkeit. Sie haben die 
Möglichkeit, der anderen Familie anonym zu schreiben – ein emotionaler Austausch für beide Seiten.

Organspende ist anonym. We-
der erfahren Empfänger*innen 
die Identität der Spender*innen 
noch können umgekehrt deren 
Angehörige fragen oder gar be-
stimmen, wer das Organ erhält. 

Nach erfolgreicher Trans-
plantation wünschen sich aber 
viele Patient*innen, etwas über 
den Menschen zu wissen, der 
ihnen ihr „zweites Leben“ ge-
schenkt hat, und sind zutiefst 
dankbar. Seit April 2019 ist ge-
setzlich geregelt, wie sie das 
ausdrücken können: mit einem 
anonymen Dankesbrief über die 
Deutsche Stiftung Organtrans-
plantation (DSO). Sie leitet den 
Brief an die Hinterbliebenen 
weiter. Diese können dann auch 
zurückschreiben. Beide Seiten 
müssen vorher zustimmen. 

Einige der persönlichen Brie-
fe sind auf www.dankesbriefe-
organspende.de veröffentlicht. 
„Nur durch Ihre lebensrettende, 
selbstlose Entscheidung hat un-
sere Tochter eine Zukunft“, dankt 
etwa die Familie eines Klein-
kindes für die Leberspende. „Bei 

meinem Herzmenschen, wie ich 
meinen Spender bei mir nenne, 
kann ich mich nicht mehr be-
danken“, schreibt jemand, „liebe 
Spenderfamilie, danke für das 
Geschenk meines Lebens.“ 

Teils dauert es Jahre, bis Be-
troffene sich melden. Ein Lun-
gentransplantierter erklärt: 
„Das war sehr schwer, Leid und 

Glück liegen so eng beieinan-
der.“ Dabei hoffen viele Ange-
hörige auf solche Post. „Es war 
wie ein kleiner Gruß von meiner 
Mama“, berichtet eine 27-Jähri-
ge bei einer DSO-Veranstaltung. 
Das sei „eine ganz besondere 
Beziehung mit dieser Person. 
Man spürt Verbundenheit, ob-
wohl man sich nicht kennt.“�ele

Dankbarkeit von Transplantierten – Trost für Familien der Spender*innen

Mit anonymer Post können transplantierte Patient*innen sich bei 
den Familien der Spender*innen bedanken. Oft kommt Antwort.

Foto: Соня Монштейн / Adobe Stock

Foto: Tyll-Niklas Reinisch
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Auf diese Ungerechtigkeit 
machte das Equal Pay Day-
Bündnis in Hannover für Nie-
dersachsen am diesjährigen 
Equal Pay Day, dem 27. Februar,  
mit einer Aktion aufmerksam. 
Mit einem bunten Programm, 
bestehend aus kulturellen und 
politischen Beiträgen, wurde 
das Motto der diesjährigen 
bundesweiten Equal Pay Day-
Kampagne „Equal Pay Every 
Day“ mit Leben gefüllt.

Hierzu erklärt Katharina Lo-
renz vom SoVD-Landesverband  
Niedersachsen für das Bündnis: 
„Equal Pay Every Day – damit 
zeigen wir auf, wie sich die ge-
schlechtsspezifische Lohnlücke 
im Laufe des Lebens entwickelt 
und auswirkt. Auch in Nieder-
sachsen unterscheidet sich die 
Lohnlücke in verschiedenen Al-
tersgruppen stark und wird mit 
steigendem Alter der Beschäf-
tigten immer größer – bis hin 
zu 27 Prozent Gender Pay Gap 
bei den 60- bis 64-Jährigen!“

Julia Willie Hamburg, stell-
vertretende Ministerpräsiden-
tin, stellte sich den Fragen des 
Bündnisses auf der Bühne in 
der Hannoverschen Innenstadt, 
auf der verschiedene Hürden 
auf dem Weg zur Entgelt-
gleichheit dargestellt wurden. 
Mit Blick auf diese Hindernisse 
erklärt sie:

„Gleiche Bezahlung ist kei-
ne Symbolfrage, sondern eine 
Frage struktureller Entschei-

dungen. Mit der Einführung von  
A 13 für Grund-, Haupt- und 
Realschullehrkräfte in Nieder-
sachsen haben wir ein klares 
Signal gesetzt: Gleichwertige 
Arbeit muss gleich bewertet 
und bezahlt werden. Davon 
profitieren besonders viele 
Frauen, die gerade in diesen 
Lehrämtern überdurchschnitt-
lich vertreten sind.

Solche Schritte zeigen, dass 
politische Entscheidungen 
konkrete Auswirkungen auf 
die Einkommensrealität von 
Frauen haben. Doch damit ge-
ben wir uns nicht zufrieden. 
Denn es ist inakzeptabel, dass 
sich die Lohnschere zwischen 
Frauen und Männern noch im-
mer nicht geschlossen hat. Wir 
müssen weiter daran arbeiten, 
Strukturen zu verändern, die 

Frauen systematisch ausbrem-
sen – sei es durch ungleiche 
Karrierechancen, fehlende 
Transparenz oder tradierte 
Rollenbilder. Equal Pay muss 
Maßstab unseres täglichen 
politischen Handelns sein und 
nicht nur an einem Aktionstag 
wie diesem.“

Merle Mangels, DGB Nieder-
sachsen, ergänzt: „Die Lohnlü-
cke ist kein Naturgesetz. Sie ist 
das Ergebnis struktureller Un-
gleichheit: Die geringere An-
erkennung von bezahlter und 
unbezahlter Sorgearbeit, die 
Teilzeitfalle und fehlende Be-
treuungsangebote für Kinder 
sowie schlichtweg Lohndiskri-
minierung sind maßgebliche 
Ursachen des Gender Pay Gap. 
Diese Ungerechtigkeiten müs-
sen endlich beseitigt werden!“

Der Niedersachsen-Ring ist 
im 25. Jahr seines Bestehens 
Anfang März 2026 zur nieder-
sächsischen Staatskanzlei ge-
wechselt. Dafür haben sich der 
SoVD und zahlreiche andere Or-
ganisationen, wie etwa der Lan-
desSportBund (LSB), der Landes-
frauenrat, der Niedersächsische 
Heimatbund, das Katholische 
Büro Niedersachsen, die Freiwil-
ligenakademie, die LAG Soziale 
Stadtentwicklung, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, der Ver-
band Wohneigentum Nieder-
sachsen und der Sozialverband 
VdK, starkgemacht. Die Landes-
regierung hat damit den Emp-
fehlungen der Enquete-Kom-
mission Ehrenamt entsprochen 

und auch mit Nicole Sieling die 
neue Koordinierungsstelle Eh-
renamt und Engagement in der 
Staatskanzlei angesiedelt. 

Um gut aufgestellt zu sein, 
hat sich der NR unter dem Vor-
sitz von Lars Wegener, Leiter 
des Referats Zivilgesellschaft,  
gleich zu Beginn eine Geschäfts-
ordnung gegeben und ein star-
kes Sprecher*innengremium 
gewählt, dem für die nächsten 
zwei Jahre angehören: Nancy 
Widmann (SoVD), Marco Lutz 
(LSB), Heidi Rust (Freiwilli-
genakademie Niedersachsen),  
Darius Reinhardt (LAG Freie 
Wohlfahrtspflege), Adalbert 
Mauerhof (LAGFA), Gabriela 
Cramm (Landesseniorenrat). 

Der SoVD freut sich auf die 
Zusammenarbeit und hofft, 
gemeinsam mit den anderen 
Akteur*innen wichtige Impulse 
in Richtung Schutz des zivilge-

sellschaftlichen Engagements, 
demokratischer Teilhabe, Büro-
kratieabbau und besserer Pro-
jektförderung setzen zu können. 
Der Beirat dient auch dem ge-

genseitigen Vernetzen und In-
formationsaustausch. Er leistet 
damit einen wichtigen Beitrag 
zur Stärkung des Ehrenamts in 
Niedersachsen. 

Aktion des EPD-Bündnisses in Hannover
Der 27. Februar war in diesem Jahr der Equal Pay Day – der Aktionstag für gleiche Bezahlung von Männern und Frauen. Frauen verdienen in Niedersachsen durchschnitt­

lich noch immer 16 Prozent weniger pro Stunde als Männer. Damit ist der sogenannte Gender Pay Gap im vergangenen Jahr hierzulande sogar wieder gestiegen – von 
3,88 Euro auf 4,10 Euro Verdienstunterschied pro Stunde.

NiedersachsenNDS

Niedersachsen-Ring: SoVD engagiert sich fürs Ehrenamt 
Der SoVD unterstützt nicht nur sein eigenes Ehrenamt, sondern setzt sich auch für bessere Rahmenbedingungen für alle rund drei Millionen Engagierten in Nieder­

sachsen ein. Dafür ist der SoVD Teil des Niedersachsen-Rings (NR), einem Landesbeirat zur Stärkung bürgerschaftlichen Engagements. Seit 2001 bringt dieser Organisa­
tionen aus Wohlfahrt, Bildung, Sport, Kultur, Umwelt / Natur und Gewerkschaften, kommunale Spitzenverbände, Frauen- und Migrantenverbände und mehr zusammen. 
Seine Ziele: die Anerkennung des Ehrenamts verbessern und Vernetzung fördern sowie die Demokratie und Zivilgesellschaft stärken.

Foto: Jaak Beil / LSB

Mitglieder des Niedersachsen-Rings (Landesbeirat zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements).

Die Veranstaltung umfasste themenbezogene Spiele, Poetry Slam, 
Talk und ein interaktives Quiz.

Fotos (3): DGB Niedersachsen

Das EPD-Bündnis hatte die stellvertretende niedersächsische 
Ministerpräsidentin Julia Willie Hamburg (Mitte) eingeladen. Sie 
stellte sich auf der Bühne den Fragen des Bündnisses.

Viele SoVD-Engagierte und Mitglieder waren extra für die Veran­
staltung nach Hannover gereist – etwa aus dem SoVD Heidekreis.
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Anzeigen

Dr. Jessica Ritter (mittig in Uniform) mit der SoVD-Vorstandsvorsit-
zenden Michaela Engelmeier (rechts von ihr), SoVD-Bundesfrauen-
sprecherin Jutta König (links von ihr), Mitgliedern des Frauenpoliti-
schen Ausschusses und Mitarbeitenden der Bundesgeschäftsstelle.

Foto: SoVD

Zu Gast war Flottillenärztin Dr. Jessica Ritter, militärische Gleich-
stellungsbeauftragte im Marinekommando. Sie hielt einen Vortrag 
zu Wehrpflicht und Gleichstellungsfragen innerhalb der Streitkräf-
te. Es ging etwa um Vorbilder, Sensibilisierung, Kinderbetreuung, 
Stärkung weiblicher Führungs- und männlicher Familienkompe-
tenz sowie um externe Ansprechstellen. Der Austausch lieferte 
wichtige Impulse für die frauenpolitische Arbeit des SoVD.

Weitere Sitzungsthemen waren der Equal Pay Day 2026 / 2027 
und Lohnunterschiede, Parität im Bundestag und politische Teilhabe 
sowie Alterssicherung und Rente aus frauenpolitischer Perspektive. 
Auch befasste sich der Ausschuss mit Studien zu Sicherheit und 
Belastungen im Alltag von Frauen: Eine Dunkelfeldstudie der Mi-
nisterien BMBFSFJ und BMI sowie des Bundeskriminalamts erfragte 
Gewalterfahrungen. Demnach kommen unter zehn Prozent zur An-
zeige, und Frauen sind weit häufiger betroffen als Männer. � ele

Gleichstellung bei der 
Bundeswehr

Frauenpolitischer Ausschuss mit aktuellen Themen

Am 23. März traf sich der Frauenpolitische Ausschuss (FPA) des 
SoVD im Erich-Kuttner-Haus, der Bundesgeschäftsstelle des Verban-
des. Die Mitglieder diskutierten unter anderem über Wehrpflicht für 
Frauen und Gleichstellung in der Bundeswehr – mit einer Fachfrau.

Als Landesvorsitzender Klaus 
Wicher in seiner Begrüßungsre-
de mit Blick auf den anwesen-
den Finanzsenator Dr. Andreas 
Dressel (SPD) fragte: „Wie 
kommt es bei den Menschen an, 
wenn seitens der Politik immer 
und immer wieder betont wird, 
wir müssen sparen, wir haben 
kein Geld für zusätzliche Ausga-
ben?“, kam prompt die Antwort 
aus dem Publikum: „Schlecht!“

Wicher stimmte zu: „Das Signal 
ist doch: Wer arm ist, wird arm 
bleiben, wer gering qualifiziert 
ist, hat kaum Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt, Kinder aus armen 
Familien haben kaum Chancen, 
ihrem sozialen Milieu zu ent-
kommen. Das vermittelt keine 
Aufbruchstimmung, im Gegen-
teil, das demoralisiert und lässt 
jegliche Perspektive vermissen.“ 
Das sei ein völlig falscher Weg, 
der die Demokratie gefährde. 

In Sozialstaat investieren 
sichert die Demokratie

Davor warnte in ihrer Rede 
„Vom Kostenfaktor zur Zukunfts-
investition: Sozialstaat neu den-
ken“ auch Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier: „In der 
öffentlichen Debatte begegnet 
einem immer wieder das Bild, 
der Sozialstaat sei zu teuer, zu 
bürokratisch und eine Belastung 
für Wirtschaft und Staatshaus-

halt.“ Das greife zu kurz. „Der 
Sozialstaat ist eine Investition 
in unsere Gesellschaft. Wer sich 
auf den Staat verlassen kann, 
wendet sich nicht von der De-
mokratie ab.“ 

Zukunftsfragen beträfen vor 
allem Pflege und Rente. „Eine 
echte Pflegereform ist notwen-
dig, sie lässt sich aber nicht 
durch Leistungskürzungen re-
alisieren“, so Engelmeier. „Wir 
müssen darüber sprechen, wo 
Geld im System verloren geht.“ 
Außerdem müssten alle in die 
gesetzliche Rente einzahlen.

Senator Dressel griff das auf: 
„Bei den Versicherungssyste-

men müssen wir darauf gucken, 
was zahlen Sie ein, was wollen 
Sie rausbekommen?“, aber nicht 
nur als Nullsummenspiel. 

SoVD im Dialog mit Politik 
zu Handlungsmöglichkeiten

Aussagen wie zur „Lifestyle-
Teilzeit“ vergifteten laut Dressel 
die Debatte und zerstörten den 
Sozialstaat. Probleme seien etwa 
die Antragsverfahren und ein 
„desolater Zustand bei der Di-
gitalisierung“. Die regelmäßigen 
Gespräche mit dem SoVD Ham-
burg seien wichtig und partner-
schaftlich, „auch wenn wir nicht 
immer einer Meinung sind“.

Sozialstaat: Zukunftsinvestition
Rund 100 Gäste aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft sowie aus dem SoVD-Bundesverband 

und den Landesverbänden folgten der Einladung des SoVD Hamburg zum Jahresempfang 2026 am 17. 
März. Er trug das Motto: „Zeit für mehr soziale Gerechtigkeit – Teilhabe fördern und Chancen eröffnen“. 

Hamburg

Beim Jahresempfang in Hamburg, v. li.: Michaela Engelmeier, Klaus 
Wicher, Tanja Chawla (DGB Hamburg) und Deniz Celik (Die Linke).

Foto: SoVD Hamburg
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Diese Aufgabe ist etwas für echte Ratefüchse. Schreibe erst einmal auf, was auf den Bildern zu 
sehen ist. Die nummerierten Felder von 1 bis 11 verraten dir dann das gesuchte Lösungswort. Kleiner 
Tipp: Dabei handelt es sich um etwas, das nach Ostern übrigbleibt.

Rolands Rätselecke

Knack das Kreuzworträtsel
Tipp für Kinder

Ein Briefkasten auf Papas Grab
Wenn ein Mensch stirbt, dann ist es für die Angehörigen sehr schwer, damit umzugehen. Im Schwarz-

wald fand eine Familie für sich einen ungewöhnlichen Weg, mit der Trauer über den Tod des Vaters 
zurechtzukommen. Gemeinsam mit den insgesamt vier Kindern gestaltete die Mutter den Grabstein des 
Verstorbenen. Dieser hat einen Schlitz, in den man Zettel mit persönlichen Botschaften werfen kann. 
Das macht den Friedhof für alle zu einem besonderen Ort.

„Ich vermisse dich sehr“, 
schreibt Ida unter einen Brief 
an ihren Papa. Auf dem Esstisch 
vor der Zehnjährigen herrscht 
ein buntes Durcheinander aus 
Stiften, Glitzersteinen und Pa-
pier. Auch ihre drei Brüder und 
ihre Mutter basteln an Bot-
schaften. Es sind Briefe, die 
nicht in einer Box am Straßen-
rand landen, sondern am Grab 
des Familienvaters – in einem 
Grabstein mit Briefkasten. 

Vor rund drei Jahren war Fa-
milienvater Klaus Schmid an 
Krebs gestorben. Seitdem spre-
che die Familie oft über den Tod 
und nehme vieles mit Humor, 
erzählt Mutter Christina. Mit 
den Kindern redet sie immer 
wieder über den „Löwenpapa“, 
wie ihn die Familie nennt.

Mit der Suche nach dem „rich-
tigen“ Grabstein lassen sich die 
Hinterbliebenen Zeit. Bei ei-
ner Firma, die Grabsteine mit 
Briefschlitz baut, werden sie 
schließlich fündig. Das Design 
gestaltet die Familie mit. So ist 
an der Seite des Grabsteins ein 
Fingerabdruck des Vaters ein-

gearbeitet, den sie zur Begrü-
ßung berühren. Vorn auf dem 
Stein ist ein Löwenkopf nach 
einer Zeichnung von Sohn Ben 
und ein Herz aus Steinen plat-
ziert, die die Familie im Urlaub 
gesammelt hat. 

Das Grab ist für die Fünf von 
Anfang an ein wichtiger Ort. 
Es erzählt ihre ganze eigene 
Geschichte und bietet ihnen 

durch den Briefkasten zudem 
die Möglichkeit, doch noch ir-
gendwie in Kontakt zu bleiben. 
An diesem Ort, sagt Christina 
Schmid, fühlen sie sich dem 
Familienvater nahe und immer 
noch verbunden. Gemeinsam 
picknicken sie auf einer Bank, 
essen die Lieblingskekse des 
Vaters oder lassen für ihn Bier 
über das Grab fließen.

Dieser Briefkasten wird nie geleert. Er enthält Nachrichten, die nur 
für den dort beigesetzten Menschen bestimmt sind.

Foto: Katharina Kausche / picture alliance / dpa

Foto: Natalia / Adobe Stock; Grafik: MdAbuSayed / Adobe Stock

Voll durchgeblickt

Hast du schon alle deine Ostereier und Schokohasen gefunden? 
Dann wartet hier schon die nächste Aufgabe auf dich: In dem unteren 
Bild gilt es, zehn Unterschiede zu entdecken – viel Erfolg!

Die Auflösung findest du auf Seite 18 in dieser Ausgabe.

Fröhliche Fehlersuche

Verflixtes Osterfest	

Grafik: Vector Tradition / Adobe Stock

Lara, Viktor und 
der Zauberbaum

Lara und ihr Bruder Viktor verbringen den Sommer bei ihrem son-
derbaren Großonkel in einer alten Villa. Wie langweilig! Doch als die 
beiden im verwilderten Garten einen magischen Baum entdecken, 
der die Namen ihrer ganzen Familie trägt, stecken sie plötzlich in 
einem aufregenden Abenteuer. Denn der Zauberbaum katapultiert 

die Kinder in die Vergangenheit zu 
ihren Vorfahren.  Und dabei erle-
ben Lara und Viktor einige Überra-
schungen. 

Die aufregenden Abenteuer füh-
ren Kinder ab sechs Jahren in die 
faszinierende Welt der Geschichte 
ein. Die einzelnen Kapitel eignen 
sich ideal fürs Vorlesen.

Oliver Pötzsch: Lara, Viktor und 
der Zauberbaum – Zu allen Zeiten 
Abenteuer. Penguin Junior, 160 Sei-
ten, illustriert von Laura Catalán, 
ISBN: 978-3-328-30424-1, 16 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke die 
Lösung aus „Rolands Rätselecke“ mit dem Betreff „Lara, Viktor und 
der Zauberbaum“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem 
gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 
63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.
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Denksport

Foto: Bernd Kammerer / picture alliance

Moderator Tobias Krell wurde vor Kurzem erstmals selbst Vater. 
Diese neue Rolle dürfte seinen Wissensdrang kaum bremsen.

Lebenslang neugierig bleiben
Seine Sendung vermittelt dem Nachwuchs Wissen aus allen Lebensbereichen. Für den gebürtigen 

Mainzer ist der Erfolg von „Checker Tobi“ vor allem eine Frage der Haltung – es gehe darum, Kinder als 
Publikum ernst zu nehmen. Am 29. April wird der Moderator Tobias „Tobi“ Krell 40 Jahre alt.

Seine Abenteuer begeistern 
jugendliche Fans im Fernsehen 
und im Kino. Mal geht es bei 
„Checker Tobi“ ums Mittelalter, in 
der nächsten Folge dann um die 
Klimakrise. Tobias Krell ist halt 
an vielen Dingen interessiert. 
Deshalb, sagt er, habe er unter 
anderem Soziologie studiert. 

Seit Langem ärgert es Krell, 
dass Kinder in Deutschland 
kaum eine Lobby haben. Als 
„Checker Tobi“ könnte er sich in 
Ergänzung zu einem Stahl- oder 
Automobil-Gipfel im Kanzler-
amt dort durchaus auch einen 
Kinder-Gipfel vorstellen.

Tobias Krell erklärt Kindern als „Checker Tobi“, wie spannend die Welt ist Buchtipp

Kraft und Stabilität 
bis ins hohe Alter

Mit zunehmendem Alter bauen Menschen Muskelmasse ab. 
Wer dem nicht durch Krafttraining vorbeugt, riskiert ein erhöhtes 
Sturzrisiko und zunehmende Gebrechlichkeit. Aber um fit, kräftig 
und schmerzfrei zu sein, müssen keine schweren Gewichte im Fit-
nessstudio gestemmt werden. 
Muskelkraft, Stabilität und Ko-
ordination können einfach zu 
Hause trainiert werden. 

Der Wiener Arzt Dr. Peter 
Poeckh zeigt in seinem neuen 
Buch die besten Übungen für 
alle Körperregionen. Darüber 
hinaus machen die Ganzkör-
perprogramme den Einstieg 
besonders leicht. Unabhängig 
vom Fitnesszustand können 
damit alle Menschen von einfa-
chen, aber effektiven Übungen 
profitieren, die zu schnellen und 
spürbaren Erfolgen führen. 

Dr. med. Peter Poeckh: Kraft und Stabilität bis ins hohe Alter. Süd-
west, 160 Seiten mit Illustrationen, ISBN: 978-3-517-10432-4, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff „Kraft und Stabilität bis 
ins hohe Alter“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. April.

Diese beiden Gleichungen sind keine hohe Wissenschaft, schließ-
lich handelt es sich „nur“ um Streichhölzer! Wenn Sie jeweils eines an 
eine andere Stelle verschieben, dann stimmt die Rechnung wieder. 

Falls Sie bei dieser Tüftelei nicht weiterkommen, dann schauen Sie 
einfach auf Seite 18 nach! Dort verraten wir unseren Lösungsweg – 
vielleicht finden Sie noch einen weiteren?

Die gebürtige Hamburgerin 
scheint Glück bei der Auswahl 
ihrer Projekte zu haben. Bereits 
drei Filme, in denen sie mitge-
spielt hat, wurden für einen Os-
car nominiert. Doch der Ruhm 
steht für Leonie Benesch dabei 
nicht an erster Stelle.

Auf ihre Rollen bereitet sich 
die Schauspielerin akribisch vor. 
Für „Heldin“ etwa machte sie 
ein Praktikum im Krankenhaus. 
Auf diese Weise schuf Benesch 
das authentische Portrait einer 
Frau, die ihren Beruf jeden Tag 
mit viel Herzblut und am Rande 
ihrer Kapazität ausfüllt.

Pflegefachfrau Floria Lind (Leonie Benesch) liebt ihren Beruf. Der 
aber bringt sie im Film „Heldin“ an ihre Belastungsgrenze.

Foto: TOBIS Film GmbH

Berufe, die besonders viel Idealismus erfordern, scheinen ihr zu liegen. Das gilt für ihre Rolle als 
junge Lehrerin in „Das Lehrerzimmer“ ebenso wie für die einer Pflegefachkraft in „Heldin“. Am 22. 
April feiert die Schauspielerin Leonie Benesch ihren 35. Geburtstag.

Eine stille Heldin unter Druck
Schauspielerin Leonie Benesch zeigt den schweren Alltag einer Pflegefachkraft

In München sagt man „Servus“
Sie waren beachtliche 35 Jahre im Einsatz. Nun geht es für die beiden Kriminalhauptkommissare 

in den Ruhestand. Mit der Doppelfolge „Unvergänglich“ verabschieden sich Miroslav Nemec und Udo 
Wachtveitl an den beiden Ostertagen im Ersten von ihren treuen Fans.

Während die letzten Tage ihrer 
Karriere verstreichen, bekom-
men es die verdienten Ermittler 
mit einer verbrannten Leiche zu 
tun. Und sie stellen fest, dass ein 
mörderisches Phantom durch 
München schleicht.

Im Anschluss an die letzte Fol-
ge ermöglicht das Erste einen 
Blick zurück. Dann nämlich läuft 
um 21.45 Uhr die Dokumentati-
on „Batic und Leitmayr, die Zwei 
vom Tatort sagen Servus“.

„Tatort – Unvergänglich“ ist am 
5. und 6. April jeweils um 20.15 
Uhr im Ersten zu sehen und in der 
ARD-Mediathek verfügbar.

Nach 100 Fällen verabschiedet sich das Tatort“-Team Batic und Leitmayr

Schluss is’ mit „Tatort“: Der Batic Ivo (Miroslav Nemec, li.) und der 
Leitmayr Franz (Udo Wachtveitl) gehen in Rente. Schade.

Foto: BR / NEUESUPER GmbH / Hendrik Heiden

Foto: Switch Lab / Adobe Stock

Einmal schieben, dann 
stimmt die Rechnung
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Allein der Kunst verschrieben

Wer sich zum Erschaffen großer Kunstwerke in den sprichwörtlichen 
Elfenbeinturm begibt, gilt gemeinhin als weltfremder Kauz.

Behauptet man heute von einer Person, diese lebe in einem Elfenbeinturm, ist das meist polemisch 
gemeint. Ganz anders stellte sich das im 19. Jahrhundert dar. Seinerzeit nämlich bewunderte man mit 
dieser Allegorie Menschen, die sich entsprechend zurückzogen, um sich allein der Kunst zu widmen.

Als Schmähung populär 
machte den Elfenbeinturm 
der französische Schriftsteller 
Charles-Augustin Sainte-Beuve. 
Er benutzte dieses Motiv bereits 
1837 in der heutigen Lesart und 
warf seinem Kollegen Alfred de 
Vigny Weltfremdheit vor. Dieser, 
so seine Kritik, habe in seinem 
Schaffen den Kontakt zur Wirk-
lichkeit verloren.

Damit wandelte sich die in-
haltliche Zuschreibung. Galt der 
Elfenbeinturm im christlichen 
Verständnis als Symbol der 
Reinheit und in der Kunst als 
Rückzugsort hingebungsvollen 
Schaffens, stand er nun mehr 
und mehr für Realitätsverlust.

Er ist der bekannteste Tarzan 
der Filmgeschichte. Viel Text 
musste der als Kind in die USA 
eingewanderte Johann Peter 
Weissmuller dafür freilich nicht 
lernen. Über seine Qualitäten als 
Darsteller machte sich der bes-
te Schwimmer seiner Zeit daher 
auch keine Illusionen. Mit einem 
Augenzwinkern sagte er: „Das 
Publikum verzeiht meine Schau-
spielerei, weil es weiß, dass ich 
ein Athlet bin.“

Weniger bekannt dürfte sein, 
dass der junge Johnny Weiss-
muller auch diverse Jodelwett-
bewerbe gewonnen hatte. Damit 
wäre auch geklärt, warum der 
Herr des Dschungels jodelt.

Foto: Franz Gerhard / Adobe Stock

So entstand der Tarzanschrei

Der jodelnde Ungarndeutsche Johnny Weissmuller (1904–1984) 
schuf die tonangebende Variante von Tarzan.

Foto und Grafik: gemeinfrei

Wer wie Tarzan durch den Urwald turnt, muss sportlich sein. Für die Verfilmung kam der fünfmalige 
Schwimm-Olympiasieger Johnny Weissmuller daher wie gerufen. Zudem beherrschte der im damaligen 
Österreich-Ungarn geborene Donauschwabe ein spezielles Kulturgut der alten Heimat – das Jodeln.

Hätten Sie‘s gewusst?

Das Leben der Wünsche
Privat und beruflich steckt Felix in einer Sackgasse. Da bietet 

ihm ein mysteriöser Fremder drei Wünsche an. Bereitwillig ergreift 
Felix diese scheinbar letzte Hoffnung. Einen seiner Wünsche for-
muliert Felix vermeintlich clever und schafft es auf diese Weise, 
dass künftig alle seine Wünsche wahr werden – auch die, von de-
nen er bisher noch nicht einmal selbst wusste, dass er sie hat. In 

der Folge gerät der Familienvater 
immer tiefer in den Strudel seiner 
dunkelsten Begierden, bis er end-
lich merkt, dass es für ihn nur den 

einen wahren Wunsch gibt.
Das Leben der Wünsche ist 

eine fantastische Geschichte 
über die Liebe und über die Su-
che nach den Dingen im Leben, 
die wirklich glücklich machen.

Das Leben der Wünsche, 1 
DVD / Blu-ray, Laufzeit 91 / 96 
Minuten, ab 12 Jahren, Hörfilm-
fassung für Sehgeschädigte, Un-
tertitel für Hörgeschädigte, 12,99 
Euro (DVD), 16,99 Euro (Blu-ray).

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Filmes gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff „Das Leben der Wünsche“ 
per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Bitte geben Sie an, ob Sie eine DVD oder eine Blu-ray-Disc 
gewinnen wollen! Einsendeschluss ist der 15. April.

Des Rätsels Lösung
Faszinierende Meerestiere 
(Ausgabe März, Seite 16)

Das gesuchte Lösungswort 
lautete „Blauwal“.

Verflixtes Osterfest 
(Fehlersuche, Seite 16)

Die Unterschiede haben wir rot 
markiert.

Einmal schieben ...
(Denksport, Seite 17)

Oben: Ein Streich-
holz aus der „8“ macht 
aus der „1“ eine „7“.

Unten: Ein verscho-
benes Hölzchen ver-
wandelt die vordere „3“ 
in eine „2“.

Redensarten hinterfragt

Möchten Sie einen weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben nach 
unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per 
Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. April.

Dieses Rätsel steht über das E-Paper auch online zur Verfügung.

Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

2

1 3 8 2
8 2 7

5 3 4
2 1 9 8 5
9 7 8

6 1 5 2 7
9 2 6

5 4 6
7 6 8 5

6 2 9
5 6 8 4

4 3 5
5 2 4

8 9 6
1 6 9

3 5 7
4 6 1 7

7 9 8

5 3 4 8 1 7 6 2 9
2 9 8 5 6 3 7 1 4
1 6 7 9 2 4 5 3 8
3 5 9 7 8 6 2 4 1
8 7 1 4 9 2 3 5 6
6 4 2 1 3 5 8 9 7
9 1 6 2 5 8 4 7 3
4 2 3 6 7 9 1 8 5
7 8 5 3 4 1 9 6 2

3 6 9 2 5 8 1 4 7
5 2 7 3 1 4 9 6 8
8 1 4 6 9 7 5 2 3
1 7 8 9 6 5 2 3 4
2 3 6 7 4 1 8 5 9
9 4 5 8 2 3 7 1 6
7 5 3 4 8 2 6 9 1
4 9 1 5 7 6 3 8 2
6 8 2 1 3 9 4 7 5

Filmtipp
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. April einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse und Mitgliedsnummer anzugeben!
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN RÄTSELS

Die Verluste
Es ist die Geschichte einer Familie zwischen Zusammenhalt und 

Lebenslügen, erzählt aus der Sicht ihrer fünf Mitglieder. Während 
Klaus Werner sich angesichts der Krisen der Welt einen privaten 
Luxus-Bunker bauen lassen will, 
bereitet seine Frau Kaja lieber 
die perfekte Familienfeier zum 
80. Geburtstag ihres Mannes vor. 
Dagegen tragen die drei Kinder – 
ein blockierter Schriftsteller, ein 
wütender Augenarzt und eine ver-
zweifelte Umweltaktivistin – ihre 
ganz eigenen Kämpfe aus. 

Ebenso schonungslos wie ein-
fühlsam und vor allem mit ent-
larvendem Humor erzählt Florian 
Scheibe von den Brüchen unserer 
Gegenwart.

Florian Scheibe: Die Verluste. btb, 
512 Seiten, ISBN: 978-3-442-76293-
4, 25 Euro. 

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie uns entweder mit dem Betreff „Die Verluste“ per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

Buchtipp

Kreuzworträtsel und Sudokus sind ab sofort auch über Smartphone, Tablet 
oder Computer lösbar. Der Zugang erfolgt online über das E-Paper. 
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von „Soziales im Blick“ ist an 
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Gewinn besteht nicht.

Anzeigenverwaltung: Agen-
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Auflage: Die verbreitete Auf-
lage wurde von der Informa-
tionsgemeinschaft 
zur Feststellung 
der Verbreitung von 
Werbeträgern e. V. 

(IVW) geprüft. Sie betrug im 
4. Quartal 2025 insgesamt 
354.252 Exemplare. Zudem 
erhielten die vorliegende 
Ausgabe nach Verlagsangabe 
90.037 Personen als E-Paper.

Datenschutz: Der SoVD 
verarbeitet personenbezoge-
ne Daten auf der Grundlage 
gesetzlicher Regelungen 
oder erteilter Einwilligungen. 
Informationen zum Daten-
schutz finden Sie unter www.
sovd.de/kontakt/datenschutz.

SoVD sucht Superheld*innen
Ehrenamt ist heldenhaft, verdient Anerkennung und ist das Herzstück des SoVD! Engagierte Menschen setzen sich 

dafür ein, dass Personen in schwierigen Lebenslagen Unterstützung, Beratung und eine starke Stimme erhalten. 
Darum sucht der Verband auch in diesem Jahr wieder seine SoVD-Superheld*innen. Jetzt Vorschläge einreichen!

Die „Superheld*innen des Jahres“ 2025 waren Hans-Jürgen Schmidt, Michaela Korte (1. und 2. v. li.) 
und Hannelore Veit (3. v. re.). Auch 2026 geht die Aktion weiter. Schlagen Sie jemanden vor!

Foto: Peter Kunze

Grafik: Matthias Herrndorff

Diese Menschen machen 
den SoVD nah- und sichtbar. 
Durch ihr Engagement wer-
den soziale Gerechtigkeit, 
Solidarität und Teilhabe real. 

Um das zu würdigen, bittet 
der Verband um Hilfe: Wel-
ches Mitglied glänzt durch 
außergewöhnlichen Einsatz? 
Vielleicht mit langjähriger Tä-
tigkeit, innovativer Projektar-
beit oder außergewöhnlicher 
Einsatzbereitschaft für den 
Verband und seine Ziele? Ihre 
Initiative ist gefragt! Wer eine 
Person kennt, die diesen Titel 
verdient, schlägt diese als 
seine*n persönliche*n „SoVD-
Superheld*in“ vor. 

Vorschläge kann man auf 
zwei Wegen einreichen: ent-
weder mit einem Formular 
(mehr dazu rechts) oder per E-
Mail an sovd-superhelden@
sovd.de. 

Nötig sind dabei: 
•	 eine kurze Beschreibung der 

Person, 
•	 Infos zum Engagement im 

SoVD und gern darüber hinaus,

Unter allen eingereichten 
Vorschlägen wählt eine Jury drei 
Gewinner*innen aus. Diese wer-
den beim SoVD-Inklusionslauf 
am 10. Oktober in Berlin geehrt. 

Neben einer Auszeichnung 
erhalten sie einen Zuschuss 
für die Arbeit im Ortsverband. 

Ausgewählte Nominierun-
gen stellt der SoVD hier in der 
Zeitung und auf Social Media 
vor – damit die großartigen 
Geschichten unserer Mitglie-
der sichtbar werden! 

Das Formular gibt es unter: 
www.sovd.de/sovd-superhelden 
– oder über diesen QR-Code:

•	warum er oder sie für Sie 
ein*e SoVD-Superheld*in ist 
und

•	ein digitales Foto, am besten 
in hoher Auflösung.

Wechseln Sie zum E-Paper!

›	� schneller bei Ihnen  
als im Postversand

›	� enthält alle  
Landesbeilagen

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Scan mich!

Jedes 5. Mitglied

liest bereits digital

Der kürzeste Weg geht über das Smartphone. Dazu ein-
fach den QR-Code-Scanner öffnen und über den Code 
halten. Den nun erscheinenden Link tippen Sie an. 
Wenn auf Ihrem Gerät noch kein Scanner installiert ist, 
finden Sie diesen im AppStore oder bei Google Play. Sie 
können sich auch direkt über die Website ummelden: 
www.sovd.de/e-paper

›	� für Tablets und  
Smartphones

›	 schont die Umwelt
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